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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
Bindig 
(SPD) 


Welche konkreten Schritte hat die Bundesregie- 
rung gegenüber der Regierung von Zaire bisher 
unternommen, um darauf zu dringen, daß die 
Regierung von Zaire zugesteht - wie zum Beispiel 
von dem belgischen Außenminister kürzlich 
erneut öffentlich gefordert (Financial Times, 
26. Juni 1990) -, daß von einer internationalen 
Untersuchungskommission die Vorgänge unter- 
sucht werden, die sich am Wochenende vom 
11. bis 13. Mai 1990 an der Universität Lubum- 
bashi, in der Provinz Shaba/Zaire, zutrugen, wo 
während einer Studentendemonstration Armee- 
angehörige circa 150 Studenten bestialisch er- 
mordet haben sollen? 


Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom 9. Juli 1990 

Die Bundesrepublik Deutschland und ihre EG-Partner haben den bedau- 
erlichen Vorfällen an der Universität Lubumbashi vom 11. bis 13. Mai 
1990, die nach bisher nicht widerlegten Angaben der zairischen Regie- 
rung einen Toten und 28 Verletzte zur Folge hatten, von Anfang an beson- 
dere Aufmerksamkeit gewidmet. Unser Botschafter hat unmittelbar nach 
Bekanntgabe der Entscheidung der zairischen Regierung, einen parla- 
mentarischen Ausschuß zur Untersuchung der Vorgänge in Lubumbashi 
einzusetzen, den zairischen Außenminister am 24. Mai 1990 auf die 
Bedeutung hingewiesen, welche die Bundesregierung in Anbetracht der 
gegen zairische Behörden erhobenen schweren Vorwürfe einer rechts- 
staatlichen Grundsätzen genügenden Aufklärung der Vorgänge in 
Lubumbashi beimißt. Er hat dabei der Erwartung der Bundesregierung 
Ausdruck verliehen, daß die parlamentarische Kommission ihre Unter- 
suchungen in unabhängiger und unparteiischer Weise durchführen 
werde. Am 30. Mai 1990 demarchierte der italienische Botschafter - in 
Vertretung der irischen Präsidentschaft, die in Kinshasa keine Botschaft 
unterhält - im Namen der Zwölf bei dem zairischen Außenminister und 
forderte die zairische Regierung auf, gegen die Mitglieder der Sicherheits- 
kräfte, die an dem Kommando in Lubumbashi beteiligt waren, vorzu- 
gehen. Der zairische Außenminister sicherte den Zwölf zu, daß seine 
Regierung die Verantwortlichen den zairischen Gerichten überstellen 
werde. Am 11. Juni 1990 wiederholte der Vertreter der EG-Kommission in 
Kinshasa gegenüber Präsident Mobutu das Interesse der Zwölf daran, daß 
die an dem Kommando beteiligten Personen zur Verantwortung gezogen 
werden. 

Die parlamentarische Kommission kam in ihrem Untersuchungsbericht - 
der am 18. Juni 1990 dem zairischen Parlament vor gelegt wurde und dort 
Gegenstand einer achtstündigen Aussprache war — zu dem Schluß, daß 
elf Personen — darunter der Gouverneur der Provinz Shaba, der den Ein- 
satz in Lubumbashi angeordnet hatte, und der Rektor der Universität 
Lubumbashi — gegen Strafbestimmungen verstoßen haben. Die zairische 
Regierung hat die beschuldigten Personen unmittelbar nach Vorlage des 
Untersuchungsberichts ihrer Ämter enthoben und den Gerichten über- 
stellt; 6 Beamte wurden sofort in Haft genommen. Präsident Mobutu hat in 
einer öffentlichen Rede am 30. Juni 1990 anläßlich des 30. Jahrestages der 
Unabhängigkeit Zaires bestätigt, daß die zairischen Strafverfolgungs- 
behörden die Ermittlungen an sich gezogen haben. 
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Um das weiterbestehende Interesse der Bundesregierung an einer rechts- 
staatlichen Grundsätzen genügenden Aufklärung und Strafverfolgung 
deutlich zu machen, hat von offizieller deutscher Seite niemand an der 
Militärparade, die am 30. Juni 1990 anläßlich des 30. Jahrestages der 
Unabhängigkeit Zaires in Lubumbashi abgehalten wurde, teilgenommen. 
Die Bundesregierung geht mit ihren EG-Partnern davon aus, daß die ver- 
antwortlichen Personen gemäß dem Bericht des zairischen Parlaments- 
ausschusses und den Zusagen der zairischen Regierung zur Verantwor- 
tung gezogen werden. Sollten diese Erwartungen nicht zutreffen, wird die 
Bundesregierung im Benehmen mit ihren EG-Partnern prüfen, welche 
weiteren Schritte erforderlich sind (z. B. die Einrichtung einer internatio- 
nalen Untersuchungskommission). 


2. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung ihre zukünf- 

Dr. Osswald tigen poUtischen Beziehungen und ihre diploma- 

(SPD) tische Vertretung (Sana'a und/oder Aden) mit 

der neuen Repubhk Jemen zu gestalten, die am 
22. Mai 1990 durch Zusammenschluß der beiden 
ehemaligen Jemen-Staaten entstanden ist? 

Antwort des Staatsministers Schäfer 
vom9. Juli 1990 

Die Bundesrepublik Deutschland wird in der Republik Jemen seit dem 
22. Mai 1990, dem Tag der Einheitsproklamation, durch den bis dato bei 
der Jemenitischen Arabischen Republik (Sana'a) akkreditierten Botschaf- 
ter der Bundesrepublik Deutschland vertreten. Die bisherige Botschaft in 
Aden ist in ein Generalkonsulat umgewandelt worden. 

Zum Jemen besteht ein traditionell freundschaftliches Verhältnis. Die 
Bundesregierung beabsichtigt, diese bilateralen Beziehungen in den 
kommenden Jahren weiter auszubauen und zu vertiefen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


3. Abgeordneter 

Hiller 

(Lübeck) 

(SPD) 


Welche Auswirkungen hat der Fortbestand des 
sog. Radikalenerlasses und der Verbote von 
DDR-Organisationen, ihrer Zeichen und Publika- 
tionen wegen ihrer Verfassungswidrigkeit in der 
Bundesrepublik Deutschland auf ihre Mitglieder 
und ehemaligen Mitglieder und auf die Verwal- 
tungen und staatlichen Einrichtungen der DDR 
zur Zeit und im Falle einer Vereinigung nach 
Artikel 23 GG? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 6. Juli 1990 


Der Beschluß der Regierungschefs des Bundes und der Länder vom 
28. Januar 1972 (Extremistenbeschluß), der bei jedem Bewerber die regel- 
mäßige Anfrage nach verfassungsfeindlichen Aktivitäten bei den Verfas- 
sungsschutzbehörden vorsieht, wird im Bund seit 1979 nicht mehr ange- 
wendet. 

Kenntnisse über Partei- bzw. Vereinsverbote in der DDR liegen der 
Bundesregierung nicht vor. Organisationen in der DDR sind in der 
Bundesrepublik Deutschland nicht verboten worden. 
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Soweit Sie mit Ihrer Frage auf die Möglichkeit der Einstellung ehemaliger 
Angehöriger der SED in den öffentlichen Dienst abzielen, ist hierzu 
folgendes zu bemerken: 

Zur Zeit entscheiden die Dienststellen der DDR über die Einstellung von 
Bewerbern in ihre Verwaltungen und staatlichen Einrichtungen nach 
Maßgabe ihrer Erkenntnisse und Bewertungen, 

Nach dem Beitritt der DDR nach Artikel 23 GG wird das Grundgesetz 
übergeleitet und gilt damit auch für die Verwaltungen im Gebiet der DDR. 
Zu den verfassungsrechtlichen Grundsätzen gehört, daß jeder Bewerber 
für die Übernahme in ein Beamtenverhältnis die Gewähr dafür bieten 
muß, jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundordnung einzu- 
treten. Nach dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 22. Mai 
1975 ist die Verfassungstreue eine von der Verfassung geforderte und 
durch das einfache Gesetz konkretisierte rechtliche Voraussetzung für 
den Eintritt in das Beamtenverhältnis. Der Entscheidung darüber, ob der 
Bewerber die geforderte Gewähr bietet, liegt ein Urteil über seine Persön- 
lichkeit zugrunde, das zugleich eine Prognose enthält und sich auf eine 
von Fall zu Fall wechselnde Vielzahl von Elementen und deren Bewertung 
gründet (Einzelfallentscheidung). Zu diesen Beurteilungselementen 
gehört auch die Mitgliedschaft in einer verfassungsfeindlichen Partei. 

Dabei sind im Rahmen der Einzelfallprüfung die besonderen Verhältnisse 
in der DDR und die grundlegenden Veränderungen in jüngster Zeit sowie 
die persönliche Lage des Bewerbers zu berücksichtigen. 


Welche Erkenntnisse Hegen der Bundesregie- 
rung über illegale Aktivitäten, insbesondere im 
Bereich Drogen- und Menschenschmuggel, über 
die Grenze der CSFR nach Bayern vor, und welche 
konkreten Maßnahmen zur Abwehr dieser krimi- 
nellen Handlungen sind von der Bundesregie- 
rung eingeleitet bzw. vorgesehen? 

Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 10. Juli 1990 

I. Drogenschmuggel 
. a) Erkenntnisse 

Die CSFR gewinnt als Transitland für illegale Einfuhren vorwiegend 
von Heroin in die Bundesrepublik Deutschland zunehmend an 
Bedeutung. 

Ca. 60% des in der Bundesrepublik Deutschland sichergestellten 
Heroins stammen aus der Türkei. Das Rauschgift wird meist auf der 
Balkanroute transportiert. Es liegen Erkenntnisse vor, daß eine Ver- 
lagerung des Rauschgiftschmuggels von der klassischen Route über 
Österreich auf die Route Türkei — Rumänien — Ungarn — CSFR — 
Bundesrepublik Deutschland vorgenommen wird. Diese Erkennt- 
nisse gründen sich auf Ergebnisse polizeilicher Ermittlungen, die 
infolge von Rauschgiftsicherstellungen auf dem Territorium der 
Bundesrepublik Deutschland durchgeführt wurden. Die Grenz- 
öffnung und die damit verbundene Zunahme des grenzüberschrei- 
tenden Verkehrs führten zu einer weiteren Verschärfung der Situa- 
tion. 

b) Gegenmaßnahmen 

Das Konzept der Bundesregierung zur Verhinderung von Rausch- 
gifteinfuhren sieht u. a. eine Verbesserung der technischen Aus- 
rüstung zur Drogendetektion vor. So sollen z. B. noch in diesem Jahr 
stationäre und mobile Großröntgenanlagen beschafft werden. Wei- 
ter ist die Verstärkung bestehender und Einrichtung weiterer 


4. Abgeordneter 

Leidinger 

(SPD) 
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Sondertrupps der Zollverwaltung zur Bekämpfung des Rauschgift- 
schmuggels an der Grenze zur CSFR vorgesehen. In Zusammen- 
arbeit zwischen dem Bundeskriminalamt, den bayerischen Polizei- 
behörden sowie den Zollfahndungsämtern wurden Kriterien für 
Lkw-Überprüfungen erarbeitet und verstärkte Kontrollmaßnahmen 
an den Grenzübergängen durchgeführt. Im übrigen sollen mit der 
tschechoslowakischen Seite im Rahmen von Fachgesprächen auf 
Polizeiebene die Möglichkeiten einer Verbesserung der Koopera- 
tion bei der Bekämpfung des Rauschgiftschmuggels erörtert werden. 

II. Menschenschmuggel 

a) Erkenntnisse 

Nach den hier vorliegenden Erkenntnissen über das illegale Ein- 
schleusen von Personen über die Grenze der CSFR nach Bayern 
handelt es sich bei den Eingeschleusten überwiegend um türkische 
Staatsangehörige, daneben vornehmlich um Personen syrischer, 
afghanischer und libanesischer Nationalität. Vor allem Türken ver- 
suchen, in größeren Gruppen die deutsch-tschechoslowakische 
Grenze verbotswidrig zu überschreiten. Sie werden meist von inter- 
national operierenden Organisationen eingeschleust. Dabei schei- 
nen die Schlepper statt der bisherigen Route Istanbul — Budapest — 
Tschechoslowakei — Zinnwald (DDR) — Bundesrepublik Deutsch- 
land neuerdings die Strecke Istanbul — Prag — deutsch-tschechos- 
lowakische Grenze zu bevorzugen. Dies dürfte darauf beruhen, daß 
die DDR und Ungarn bereits erste erfolgreiche Gegenmaßnahmen 
mit Verdrängungseffekten getroffen haben. 

Informationen deuten darauf hin, daß nunmehr Prag ein Koordina- 
tionszentrum für Schleusungsaktivitäten geworden ist. Die zu 
schleusenden Personen gelangen überwiegend auf dem Luftweg 
nach Prag, von wo sie nach teilweise mehrtägigem Aufenthalt mit 
Pkw oder Bus zur Grenze nach Bayern gebracht werden. Als Schleu- 
ser betätigen sich überwiegend Türken, Tschechoslowaken, Rumä- 
nen und Jugoslawen. 

b) Gegenmaßnahmen 

Die Verhinderung der unerlaubten Einreise über die CSFR in die 
Bundesrepublik Deutschland wurde beim 18. Treffen der Grenz- 
bevollmächtigten am 22,123. Mai 1990 ausführlich erörtert. Die 
tschechoslowakische Seite bestätigte bei dieser Gelegenheit, daß 
dringend nach Lösungen gesucht werden müsse, da auch sie ver- 
mehrt von dem Problem der illegalen Einwanderung betroffen sei. 
Deswegen habe sie schon vor Jahren im Rahmen der Visapolitik ein 
„besonderes Sichtvermerksregime'' eingeführt. Diesem unterliegen 
seit dem 9. April 1990 auch türkische Staatsangehörige. Seit dem 
6. Juni 1990 gelten für sie zusätzliche verschärfte Regelungen für die 
Visaerteilung. Sichtvermerke für Besuchsreisen dürfen von der 
tschechoslowakischen Botschaft lediglich gegen Vorlage einer 
behördlich beglaubigten Einladung durch einen CSFR-Bürger aus- 
gestellt werden. Zur Visaerteilung bei Touristenreisen muß die 
tschechoslowakische Botschaft die Einwilligung des Außenministe- 


Welche Mengen- bzw. Zahlenangaben liegen der 
Bundesregierung dazu für das 1. Halbjahr 1990, 
gegliedert nach Herkunftsländern, vor und durch 
welche Maßnahmen ist die Bundesregierung in 
diesem Zusammenhang tätig geworden, um die 
Einsatzkräfte der Zollverwaltung, der Polizei 
bzw, der Bayerischen Grenzpolizei situations- 
und aufgabengerecht zu verstärken? 


riums einholen. 


5. Abgeordneter 

Leidinger 

(SPD) 
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Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 10. Juli 1990 

I. Drogenschmuggel 

a) Mengenangaben 

Im 1. Halbjahr 1990 belief sich die Menge des an der tschechoslowa- 
kisch-bayerischen Grenze sichergestellten Rauschgifts insgesamt 
auf ca. 120 kg Heroin. Das Rauschgift stammt aus zwei Sicherstellun- 
gen von ca. 115 kg und ca. 5 kg Heroin am Grenzübergang Waid- 
haus, jeweils versteckt auf einem Lkw. In beiden Fällen stammte das 
Rauschgift aus der Türkei. 

b) Maßnahmen zur Verstärkung der Einsatzkräfte der Zollverwaltung, 
Polizei und Bayerischen Grenzpolizei 

Der Nationale Rauschgiftbekämpfungsplan der Bundesregierung 
sieht die Intensivierung der Kontrollen an den Außengrenzen, also 
auch an der Grenze zur CSFR vor. Dazu sollen die betreffenden 
Dienststellen der Zollverwaltung um insgesamt 260 Beamte ver- 
stärkt werden. Ein wesentlicher Teil dieser Verstärkung entfällt auf 
die Grenze zur CSFR. In bezug auf die Polizei bzw. Bayerische 
Grenzpolizei besitzt die Bundesregierung keine Zuständigkeit. 
Zuständig für diese Sicherheitsorgane ist der Freistaat Bayern. 

II. Menschenschmuggel 

a) Zahlenangaben 

Zahlenangaben liegen bisher für den Zeitraum vom 1. Jaunar 1990 
bis 31. Mai 1990 vor. In diesem Zeitraum sind 396 Personen bei 
ülegalen Einreisen von der CSFR in die Bundesrepublik Deutschland 
über die „Grüne Grenze" festgestellt worden. Davon büdeten türki- 
sche Staatsangehörige mit 211 Personen die größte Nationalitäten- 
gruppe, gefolgt von 27 rumänischen und 17 vietnamesischen Staats- 
angehörigen. Es wurden 24 Schleusungsfälle mit 205 Personen fest- 
gestellt und 41 Schleuser ermittelt. 

b) Maßnahmen der Bundesregierung 

Die Bundesregierung beabsichtigt, Maßnahmen zur Verhinderung 
der unerlaubten Einreise und zur Bekämpfung grenzüberschreiten- 
der Kriminalität mit der tschechoslowakischen Regierung zunächst 
in Form von Expertengesprächen zu erörtern. Die tschechoslowaki- 
sche Seite hat hierzu bereits ihre Bereitschaft zur Zusammenarbeit 
beider Staaten bekundet. Die Expertengespräche könnten anläßlich 
von bereits für Oktober 1990 vorgesehenen Verhandlungen erfol- 
gen. 

Im übrigen ist die Bundesreigerung für die situations- und aufgaben- 
gerechte Verstärkung der Einsatzkräfte der Polizei und Bayerischen 
Grenzpolizei nicht zuständig, da dies in den Zuständigkeitsbereich 
des Freistaats Bayern fällt. 


6. Abgeordneter 

Dr. Osswald 

(SPD) 


Welche Vorstellungen und konkreten Pläne hat 
die Bundesre0erung hinsichtlich einer Verbesse- 
rung des deutschen Beitrages zur internationalen 
Katastrophenvorsorge im Rahmen ihrer bilatera- 
len und multilateralen Hilfsmaßnahmen ange- 
sichts weltweit zunehmender Katastrophen in 
Form von Naturkatastrophen wie Erdbeben, 
Überschwemmungen, Dürren, Seuchen, Kriegen 
und Bürgerkriegen sowie technischen Katastro- 
phen wie Tschernobyl, Bhopal usw. und der 
damit zunehmenden Zahl von Opfern an Toten 
und Verletzten? 
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Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 9. Juli 1990 

Die UN hat auf ihrer 42. Vollversammlung durch die Resolution 42/169 das 
letzte Jahrzehnt dieses Jahrhunderts zur Dekade für Katastrophenvorbeu- 
gung erklärt und alle Regierungen aufgefordert, verstärkt Maßnahmen 
zum Schutze der Menschen gegen Naturgewalten zu ergreifen, insbeson- 
dere auch die katastrophenbedrohten Entwicklungsländer zu unterstüt- 
zen. Die Bundesregierung ist der Aufforderung des UN-Generalsekretärs, 
zu diesem Zweck nationale Komitees zu bilden, bereits vor Beginn der 
Dekade durch Gründung eines „Deutschen Komitees für die Dekade für 
Katastrophenvorbeugung" am 21. September 1989 gefolgt. Das Deutsche 
Komitee, geleitet von Staatssekretär a. D. van Well, hat den Auftrag, die 
für die Konzipierung und Umsetzung eines effizienten Beitrags der 
Bundesrepublik Deutschland zur Dekade notwendigen Maßnahmen zu 
ergreifen. Dazu gehören insbesondere: 

— Herstellung und Pflege von Kontakten zu allen Personen und Institutio- 
nen, die einen Beitrag zur Förderung der Dekadenziele leisten können, 

~ Erörterung und Anregung geeigneter Programme und Projekte, 

— Sammlung von Informationen und Daten und Einholung von Gutach- 
ten, 

— Übertragung von bestimmten Themen und Aufgaben an Fachleute, 

— Herstellung von Kontakten (Verbindungen) zu anderen Nationalkomi- 
tees und Organisationen und Organen der VN sowie 

— Durchführung sonstiger geeigneter Maßnahmen (§ 2 der Satzung). 

Dem Deutschen Komitee gehören führende Persönlichkeiten aus Politik, 
Wirtschaft, Wissenschaft und Verwaltung an. 

Das Komitee handelt im Rahmen der Vorgaben der Bundesregierung 
unter der Federführung des Auswärtigen Amtes in eigener Verantwor- 
tung. Um den in der Bundesrepubhk Deutschland vorhandenen Fach- und 
Sachverstand optimal für die Dekadenziele nutzen zu können, hat es 
einen wissenschafthchen und einen operativen Beirat gebildet. Die 
Länder der Bundesrepublik Deutschland, die für den Katastrophenschutz 
gegen Naturgewalten zuständig sind, wurden aufgefordert, ihre Katastro- 
phenschutzsysteme im Sinne der Dekadenziele zu verbessern und bei 
dem Transfer von intellektuellen und materiellen Leistungen zugunsten 
der katastrophenbedrohten Entwicklungsländer mitzuwirken. 

Auf Initiative des Auswärtigen Amtes hat eine Delegation aus Vertretern 
des AA, des BMI und der UNDRO eine Projektreise nach Thailand, Japan, 
Australien, den USA und Kanada durchgeführt, um mit den Regierungen 
der betreffenden Länder und den dort tätigen internationalen Organi- 
sationen einerseits die Bedürfnissituation der Entwicklungsländer, ande- 
rerseits die bestmöglichen Wege und Verfahren einer wirksamen deut- 
schen Unterstützung zu erörtern. Als Ergebnis der Reise hat die Delega- 
tion einen Maßnahmenkatalog vorgeschlagen, der vom Auswärtigen Amt 
den betroffenen Ressorts und dem Deutschen Komitee zur Festlegung von 
Prioritäten und Schwerpunkten zu geleitet worden ist. 

Die Gespräche mit den genannten Staaten und mit EG -Partnerländern 
haben ergeben, daß die Art und Weise des deutschen Vorgehens begrüßt 
und unterstützt wird und den Wunsch nach gemeinsamen Projekten her- 
vorgerufen hat. 

Mit den Nachbarstaaten hat die Bundesrepublik Deutschland Abkommen 
zur gegenseitigen Hilfeleistung bei Katastrophen oder schweren 
Unglücksfällen abgeschlossen, durch die eine reibungslose grenzüber- 
schreitende Katastrophenhilfe im Bedarfsfall auf Anforderung gewähr- 
leistet ist. Verhandlungen mit der CSFR laufen zur Zeit und sind auf dem 
guten Wege. Nach dem Reaktorunfall von Tschernobyl und insbesondere 
nach dem Erdbeben in Armenien hat auch die Sowjetunion ihren Wunsch 
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nach engerer Zusammenarbeit mit der Bundesrepublik Deutschland auf 
dem Gebiete des Katastrophenschutzes bekundet. Im Februar 1990 wurde 
ein deutscher Abkommensentwurf in Moskau verhandelt. Die zweite Ver- 
handlungsrunde findet in diesem Monat in Bonn statt. 

Hinsichtlich der internationalen Zusammenarbeit bei radiologischen Not- 
fällen fand im September 1986 auf Anregung der Bundesregierung nach 
dem Reaktorunfall von Tschernobyl bei der internationalen Atombehörde 
in Wien eine VN-Konferenz statt, die die beiden Wiener Konventionen 
über die gegenseitige Hilfeleistung bei radiologischen Notfällen und über 
die frühzeitige gegenseitige Unterrichtung bei radiologischen Notfällen 
ausgearbeitet hat. Die Bundesregierung war an der Erarbeitung maßgeb- 
lich beteiligt. 


7. Abgeordneter 

Such 

(DIE GRÜNEN) 


Wie häufig seit Beginn ihres Einsatzes haben 
bundesdeutsche sogenannte Rauschgiftverbin- 
dungsbeamte in welchen Ländern neben ihren 
eigentlichen Aufgaben - ähnlich wie der in Boli- 
vien eingesetzte Beamte - auch in Staatsschutz- 
oder Terrorismus- Angelegenheiten in- oder aus- 
ländischen Dienststellen zugearbeitet? 


Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 10. Juli 1990 

Die Aufgabenzuweisung bzw. die Befugnisse der Rauschgiftverbindungs- 
beamten des Bundeskriminalamtes sind in der Ressortvereinbarung 
zwischen dem Bundesministerium des Innern und dem Auswärtigen Amt 
vom 24. Februar 1983 sowie der Dienstanweisung des Bundeskriminal- 
amtes vom 23. Februar 1983 festgelegt. 

Hiernach beschränkt sich ein Tätigwerden dieser Beamten in anderen 
Kriminalitätsbereichen als Rauschgiftkriminalität auf Ausnahmesituatio- 
nen, in denen auf Grund besonderer Eilbedürftigkeit oder der Orts- und 
Personenkenntnis der Rauschgiftverbindungsbeamten eine Unterstüt- 
zung unverzichtbar ist. Das Bundeskriminalamt legt selbst größten Wert 
darauf, daß diese Regelung eingehalten wird. 

In Staatsschutz- und Terrorismusangelegenheiten haben Rauschgiftver- 
bindungsbeamte in Einzelfällen Fahndungs- und Abklärungsersuchen, 
schriftliche Unterlagen und Informationen an Behörden der Gastländer 
bzw. von dort an die zuständigen Fachabteilungen des Bundeskriminal- 
amtes weitergeleitet. 

Im einzelnen betrifft dies nachstehend aufgeführte Länder (in Klammern 
Anzahl der Fälle): 

Frankreich (12), Portugal (1), Zypern (7), Thailand (2), Türkei (2), Bolivien 
(2), Brasilien (1), Peru (2). 

Die Frankreich betreffenden Fälle beruhen auf der Vertretung des Inter- 
pol-Verbindungsbeamten durch den Rauschgiftverbindungsbeamten. 

Die Rauschgiftverbindungsbeamten wurden in keinem Fall operativ tätig. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


8. 


Abgeordneter 

Großmann 


(SPD) 


Liegen dem Bundeskabinett Vorschläge einzel- 
ner Minister, das Miethöhegesetz zur Reduzie- 
rung der Mieterhöhungsmöglichkeiten zu 
ändern, vor? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 10. Juli 1990 

Wie die Bundesregierung schon in ihren Antworten vom 10. Mai 1990 auf 
die Frage Nr. 34 des Abgeordneten Scherrer (Plenarprotokoll 11/210, 
Anlage 14) und vom 18. Mai 1990 auf die Fragen in Drucksache 11/7229, 
Nrn. 8, 9 des Abgeordneten Dr. Schöfberger vom 8. Mai 1990 zum Aus- 
druck gebracht hat, sind die Überlegungen zur Änderung des Miethöhe- 
gesetzes, die derzeit in der Regierungskoalition angestellt werden, Teil 
eines wohnungspolitischen Maßnahmenpakets, das inzwischen in den 
politischen Entscheidungsprozeß eingebracht worden ist. Die Bundes- 
regierung wird ihre Auffassung spätestens in der Stellungnahme nach 
Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes zu dem vom Bundesrat beschlosse- 
nen Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung der Wohnungsnot (Druck- 
sache 426/90 - Beschluß) darlegen, der Änderungen des Miethöhegeset- 
zes vorsieht. 


9. Abgeordneter Wann ist mit einer Entscheidung der Bundes- 

Großmann regierung zu rechnen? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 10. Juli 1990 

Die Antwort ergibt sich aus der Antwort zu Frage 8. Die Bundesregie- 
rung wird nach Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes innerhalb der dort 
vorgeschriebenen Frist Stellung nehmen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


10. Abgeordneter 

Börnsen 

(Bönstrup) 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung des Flensburger Tageblattes 
vom 21. Juni 1990 zu, wonach die Bundesregie- 
rung eine Umverteilung eines Teils der bislang im 
Bundesgebiet eingesetzten Strukturhilfe- und 
Städtebauförderungsmittel zugunsten einer 
Finanzierung der geplanten Investitionshilfe- 
programme für die DDR plant. In diesem Zu- 
sammenhang interessiert die Frage, in welcher 
Höhe Bundesmittel seit 1983 in die Stadt Flens- 
burg sowie in den Kreis Schleswig-Flensburg aus 
Strukturhilfe- und Städtebauförderungsmaßnah- 
men geflossen sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carstens 
vom 5. Juli 1990 

In dem am 3. Juli 1990 vom Bundeskabinett beschlossenen Regierungs- 
entwurf zum Bundeshaushalt 1991, der sich nur auf den Geltungsbereich 
des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland bezieht, sind Mittel 
für Strukturhilfen und Städtebauförderungsmaßnahmen in unveränderter 
Höhe gegenüber der bisherigen Programmplanung ausgebracht. 

Der Bund hat für die Stadt Flensburg und den Kreis Schleswig- Flensburg 
aus dem Städtebauförderungsgesetz und dem Strukturhilfegesetz seit 
1983 (einschl, Soll 1990) Mittel in folgender Höhe bereitgestellt (Mio. DM): 
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Gesetz 

Stadt Flensburg 

Kreis Schleswig- 
Flensburg 

Insgesamt 

Städtebauför- 

derungsgesetz 

15,3 

10,2 

25,5 

Strukturhilfe - 
gesetz *) 

23,8 

23,4 

47,2 

zusammen 

39,1 

33,6 

72,7 


') Am 1. Januar 1989 in Kraft getreten. 


11. Abgeordnete 

Frau 

Kästner 

(SPD) 


Sind die Zollbeamten, wie versprochen, Anfang 
Juni über die Ergebnisse der Sitzung des 
Bund/Länder-Arbeitskreises in Bremen infor- 
miert worden, und wenn ja, wie haben sie auf die 
Ergebnisse reagiert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 9. Juli 1990 


Auf der Sitzung des Bund/Länder- Arbeitskreises für Dienstrechtsfragen in 
Bremen am 31. Mai und 1. Juni 1990 sind keine Beschlüsse zur Übernahme 
von Zollbeamten durch andere Verwaltungen gefaßt worden. Ergebnisse 
werden erst nach der nächsten Sitzung im Anschluß an die Sommerpause 
erwartet. Eine Information der Zollbeamtenist deshalb nicht erfolgt. Reak- 
tionen liegen mithin nicht vor. Der Bundesminister der Finanzen hat 
jedoch in einem Schreiben vom 20. Juni 1990 die jeweiligen Innen- und 
Finanzminister der Länder gebeten, dem Bund/Länder- Arbeitskreis bzw. 
der Finanzministerkonferenz in der Frage der Übernahme von Zollbeam- 
ten entgegenzukommen. 


12. Abgeordnete 

Frau 

Kästner 

(SPD) 


Sind bei den Beratungen des Bund/Länder- 
Arbeitskreises für Beamtenrechtsfragen konkrete 
Überlegungen bezüglich der Übernahme von 
Umweltschutzaufgaben durch Zoll- und Grenz- 
beamte, die bisher an der innerdeutschen Grenze 
Dienst taten, angestellt worden, und wenn ja, 
welche? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 9. Juli 1990 

Die Übertragung von Umweltschutzaufgaben durch die Länder auf die 
Zollverwaltung wirft insbesondere verfassungsrechtliche Probleme auf. 
Die Bundesregierung ist dabei, diese Problematik zu klären. 

Zur Frage der Übernahme von Umweitschutzaufgaben durch Beamte des 
Bundesgrenzschutzes hat die Bundesregierung am 7. Mai 1990 auf eine 
entsprechende Frage des Abgeordneten Kuhlwein erklärt, daß für die von 
einem Wegfall der Personenkontrollen an der innerdeutschen Grenze 
betroffenen BGS- Bediensteten grundsätzlich weiter Verwendungs- 
möglichkeiten im Bundesgrenzschutz bestehen (s. Drucksache 11/7117 
S. 9). 


13. Abgeordnete 

Frau 

Kästner 

(SPD) 


Wie stellt sich die Bundesregierung die Wohn- 
raumbeschaffung in den Großräumen München 
und Frankfurt, wohin nach ihren Angaben ein 
großer Teil der bisher an der innerdeutschen 
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Grenze tätigen Zoll- und Grenzbeamten versetzt 
werden soll, konkret vor, und wie viele Bundes- 
bedienstetenwohnungen stehen für diese Beam- 
ten bereits zur Verfügung bzw. wie viele sind in 
der Planung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 9. Juli 1990 

In den Ballungsräumen Berlin-West, Düsseldorf, Frankfurt am Main, 
Hamburg, Köln, München und Stuttgart sollen insgesamt 500 bundes- 
eigene Wohnungen zur Unterbringung von Bundesbediensteten errichtet 
werden. Unabhängig davon ist die Förderung von Neubauwohnungen für 
Bundesbedienstete - auch für Zoll- und BGS-Beamte - mit Investitions- 
zuschüssen aus dem Haushalt des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau in 1991 verstärkt vorgesehen. 

Die Bundesregierung wird im Rahmen ihrer Wohnungsfürsorge auch 
weiter bemüht sein, künftig die erforderlichen Mittel zum Bau von 
Bundesmietwohnungen für die Unterbringung von Bediensteten bereit- 
zustellen, um Wohnungen zu tragbaren Mieten anbieten zu können. 


14. Abgeordneter Unter welchen Kriterien hält die Bundesregie- 

Lutz rung einen Ortswechsel von Zoll- und Grenz- 

(SPD) beamten für zumutbar und wie viele der rund 

2700 Betroffenen sind im Sinne der Sozialver- 
träglichkeit von Massenversetzungen „jung und 
unverheiratet"? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carstens 
vom 5. Juli 1990 

Die Bundesregierung hält eine Versetzung aus dienstlichen Gründen für 
unzumutbar, wenn sie eine so außergewöhnliche Härte für den Beamten 
wäre oder so schwerwiegende persönliche Gründe bei ihm vorliegen, daß 
eine Versetzung einen Verstoß gegen die Fürsorgepflicht darstellen 
würde. 

Angesichts des Altersaufbaus der Beamten an der innerdeutschen Grenze 
(von rd. 3 000 Beamten des mittleren Zolldienstes sind rd. 2 000 älter als 40) 
wird es nicht möglich sein, bei den unumgänglichen Personalbewegun- 
gen nur auf „junge" Beamte zurückzugreifen. 

Auch die Frage „verheiratet/unverheiratet" kann allenfalls ein Kriterium 
bei der Reihenfolge, aber kein Ausschlußgrund für eine Versetzung sein. 


15. Abgeordneter Hat die Bundesregierung schon einen Überblick 

Lutz darüber, wie viele Zoll- und Grenzbeamte in den 

(SPD) Genuß einer vorzeitigen Pensionierung kommen 

und ist mit den Betroffenen darüber Einverneh- 
men erzielt worden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carstens 
vom 5. Juli 1990 

Bei der angestrebten vorzeitigen Pensionierung (Altersgrenze 55 Jahre, 
Laufzeit 5 Jahre) wären 6700 Zollbeamte antragsberechtigt, davon allein 
rd. 1000 Beamte des mittleren Zolldienstes von der innerdeutschen 
Grenze. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß bei etwa 3500 Beamten die 
Regelung zum Zuge kommen würde. 
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16. Abgeordnete Wie hoch ist der Gesamtbetrag der Guthaben von 

Frau Bundesbürgern bei Banken der DDR? 

Matthäus-Maier 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 6* Juli 1990 

Am 31. Mai 1990 entfielen nach Schätzungen der Staatsbank der DDR von 
den Guthaben auf Konten der Privatpersonen rd. 2,3 Mrd. Mark der DDR 
auf Personen mit Sitz bzw. Wohnsitz außerhalb der DDR. Von den Gut- 
haben auf Konten der Betriebe entfielen schätzungsweise 4,2 Mrd. Mark 
der DDR auf Unternehmen außerhalb der DDR. 

Eine Aufgliederung der Konten zwischen Privatpersonen bzw. Unterneh- 
men mit Sitz in der Bundesrepublik Deutschland und im Ausland liegt 
nach Angaben der Staatsbank der DDR nicht vor. 

Schätzungen der Staatsbank der DDR deuten jedoch darauf hin, daß 
rd. 90% der Guthaben auf Konten der Betriebe mit Sitz außerhalb der DDR 
bundesdeutschen Unternehmen gehören. Ein ähnlich-hoher Anteil der 
Guthaben auf Konten der Privatpersonen dürfte auf Bundesbürger ent- 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung die 
Steuerausfälle, die durch das Geltendmachen 
von Werbungskosten bei Kauf oder Bau von 
selbst genutztem Wohneigentum vor dem Einzug 
pro Jahr entstehen? 


17. Abgeordneter 
Menzel 
(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 9. Juli 1990 

Erhebungen über die Werbungskosten, die für die Bau- bzw. Anschaf- 
fungsphase steuerlich geltend gemacht werden können, liegen nicht vor. 

Nach sehr groben Schätzungen dürften die Steuerausfälle durch 
Werbungskosten in der Bau- bzw. Anschaffungsphase 1990 bei etwa 
2 Mrd. DM liegen. 


18. Abgeordneter 

Menzel 

(SPD) 


Wie hoch sind die Steuerausfälle durchschnittlich 
pro Objekt bei selbst genutztem Wohneigentum 
durch Werbungskosten vor Einzug und Inan- 
spruchnahme des § 10 e EStG? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 9. Juli 1990 

Die Steuerausfälle pro Objekt dürften durchschnittlich bei ca. 7000 DM 
liegen. 


19. Abgeordneter Wie hoch schätzt die Bundesregierung die 

Menzel Steuerausfälle 1990 auf Grund von § 7 Abs. 5 

(SPD) EStG? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 9. Juli 1990 

In der Einkommensteuerstatistik werden die Absetzungen für Abnutzung 
nach § 7 Einkommensteuergesetz (EStG) nicht nach beweglichen Wirt- 
schaftsgütem des Anlagevermögens, Betriebsgebäuden und Wohn- 
gebäuden aufgegliedert. Daher lassen sich die durch Abschreibung von 
Wohngebäuden nach § 7 Abs. 5 EStG insgesamt eintretenden Einnahme- 
ausfälle nicht beziffern. 


20. Abgeordneter Wie viele dieser Steuerausfälle entstehen durch 

Menzel den Baujahrgang 1990? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 9. Juli 1990 

Die Steuerausfälle nach § 7 Abs. 5 EStG dürften für den Baujahrgang 1990 
im Erstjahr nach sehr grober Schätzung ca. 650 Mio. DM betragen. 


21. Abgeordneter 

Dr. Mertens 
(Bottrop) 

(SPD) 


Seit wann sind der Bundesregierung die Ent- 
würfe der DDR-Haushalte 1990 und 1991 
bekannt, bei denen die Ausgaben und Einnah- 
men 1990 auf 64 Mrd. DM und 24 Mrd. DM bzw. 
1991 auf 100 Mrd. DM und 56 Mrd. DM von der 
Bundesregierung veranschlagt werden (siehe 
Handelsblatt vom 25. Juni 1990)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carstens 
vom 5. Juli 1990 

Entwürfe der DDR-Haushalte 1990 und 1991 liegen noch nicht vor. 


22. Abgeordneter Wie war die Bundesregierung bei der Rahmen- 

Dr, Mertens vorgabe und Aufstellung der beiden DDR-Haus- 

(Bottrop) haltsentwürfe beteiligt? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carstens 
vom 5. Juli 1990 

Die Bundesregierung hat im Zusammenhang mit der Vorbereitung des 
Staatsvertrages über Rahmendaten der Haushalte für das 2. Halbjahr 1990 
und für 1991 mit der DDR-Seite verhandelt (vgl. Artikel 27 des Staatsver- 
trages). Für die Aufstellung der Haushaltsentwürfe ist der Finanzminister 
der DDR allein verantwortlich. Der Bundesminister der Finanzen hat die 
Aufstellung des Haushaltsentwurfs für das 2. Halbjahr 1990 bisher 
beratend begleitet. Der Haushaltsentwurf soll Mitte Juli dem Ministerrat 
zur Beschlußfassung vorgelegt werden. 


23. Abgeordneter Wie hoch schätzt die Bundesregierung das 

Dr. Mertens kassenmäßige Steueraufkommen in der DDR im 

(Bottrop) 2. Halbjahr 1990 und im Haushaltsjahr 1991? 

(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carstens 
vom 5. Juli 1990 

Die Bundesregierung schätzt das kassenmäßige Steueraufkommen in der 
DDR im 2. Halbjahr 1990 auf 25 Mrd. DM und im Haushaltsjahr 1991 auf 
54 Mrd. DM. 


24. Abgeordneter 

Dr. Mertens 
(Bottrop) 

(SPD) 


Ist es nach Auffassung der Bundesregierung 
realistisch, davon auszugehen, daß die gesamt- 
wirtschaftliche Steuerquote in der DDR bis zum 
Jahr 2000 nur 15 v. H. betragen wird (vgl. IW nach 
Handelsblatt vom 26. Juni 1990) oder wird diese 
Quote nicht erheblich höher liegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carstens 
vom 5. Juli 1990 

Steuerschätzungen für die DDR sind bisher nur für das 2. Halbjahr 1990 
und das Jahr 1991 vorgenommen worden. Nach der Vereinigung der bei- 
den deutschen Staaten wird sich bereits auf mittlere Sicht lediglich eine 
volkswirtschaftliche Steuerquote für das vereinte Deutschland ergeben. 


25. Abgeordneter 

Müntefering 

(SPD) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über die Absicht der belgischen Streitkräfte, das 
Camp Loquet in Arnsberg-Neheim in absehbarer 
Zeit nicht mehr für militärische Zwecke zu nutzen 
und für wann rechnet die Bundesregierung mit 
dem Abzug dieser Streitkräfte aus diesem Stand- 
ort? 


26. Abgeordneter 

Müntefering 

(SPD) 


Wer entscheidet bei Abzug der belgischen Streit- 
kräfte aus Camp Loquet in Arnsberg-Neheim 
über die zukünftige Nutzung des Geländes und 
welche vorbereitenden Überlegungen gibt es 
dafür? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carstens 
vom 5. Juli 1990 

Zur beschleunigten Freimachung einer von ihnen dringend benötigten 
bundeseigenen Liegenschaft in Soest haben die belgischen Streitkräfte 
angeboten, einen Teil des Camp Loquets in Neheim-Hüsten freizugeben. 
In diesem Zusammenhang haben sie auch die Möglichkeit angedeutet, 
daß die Restliegenschaft Anfang nächsten Jahres freigegeben werden 
könnte. 

Nach einer Freigabe der Liegenschaft durch die ausländischen Streit- 
kräfte prüft der Bundesminister der Verteidigung, ob hieran militärischer 
Anschlußbedarf besteht. Hierbei sind auch die Interessen der anderen 
ausländischen Streitkräfte zu berücksichtigen. Diese Prüfung ist vorsorg- 
lich eingeleitet. Wenn kein militärischer Anschlußbedarf besteht, ist durch 
das Bundesministerium der Finanzen weiter zu prüfen, ob die 
Liegenschaft für andere Zwecke des Bundes benötigt wird. Sollte dies 
nicht der Fall sein, ist die Liegenschaft anderweitig zu verwerten. Hierbei 
werden auch die Interessen der Belegenheitsgemeinde berücksichtigt. 
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27. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung trotz des 

Opel insoweit gleichen Wortlauts des § 52 Abs. 2 Num- 

(SPD) mern 1 bis 4 AO die Auffassung vertritt, daß die 

Aufzählung in Nummern 1 bis 3 der Vorschrift 
beispielhaft und nur die Aufzählung in Nummer 4 
abschließend ist, und bedeutet dies, daß ent- 
gegen der von der Bundesregierung im Gesetz- 
entwurf zum Vereinsförderungsgesetz (Druck- 
sache 11/4176) und im Gesetzgebungsverfahren 
vertretenen Auffassung z. B. Skat, Bridge, Go, 
Amateurfilmen und -fotographieren sowie Brief- 
markensammeln und Modellschiffbau auch in 
Zukunft nicht gemeinnützig sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 9. Juli 1990 

Nach dem Willen des Deutschen Bundestages, der in dem Bericht des 
Finanzausschusses zu dem Entwurf des Vereinsförderungsgesetzes doku- 
mentiert ist (Drucksache 11/5582, Seiten 24 und 25), soll die Aufzählung 
der gemeinnützigen Zwecke in § 52 Abs. 2 Nr. 4 AO abschließend sein. 
Auch der Bundesrat hat deutlich zum Ausdruck gebracht, daß er die Auf- 
zählung für abschließend hält. Dies bedeutet, daß die Förderung von in 
dieser Bestimmung nicht genannten Freizeitbetätigungen von den gesetz- 
gebenden Körperschaften nicht als gemeinnützig angesehen wurde. 

Die obersten Finanzbehörden der Länder sehen sich an die Auffassung der 
gesetzgebenden Körperschaften gebunden und wenden § 54 Abs. 2 Nr. 4 
AO deshalb als abschließende Aufzählung an. Im Hinblick darauf hat die 
Bundesregierung ihre Bedenken gegen ein solches Verständnis der Vor- 


ist der Bundesregierung bekannt, daß auf Grund 
des eindeutigen Wortlauts des Vereinsförde- 
rungsgesetzes von verschiedenen Finanzämtern 
z. B. Modellschiffbauvereine inzwischen als 
gemeinnützig anerkannt wurden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 9. Juli 1990 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, ob einzelne Finanzämter Modell- 
schiffbauvereine als gemeinnützig anerkannt haben. Es könnte sich dabei 
ohnehin nur um vorläufige, jederzeit widerrufbare Auskünfte der Finanz- 
ämter handeln. Die endgültige Entscheidung über die Gemeinnützigkeit 
einer Körperschaft kann grundsätzlich erst nach Ablauf des Kalender- 
jahres im Rahmen der Veranlagung zur Körperschaftsteuer getroffen 
werden. 


29. Abgeordneter Liegen der Bundesregierung neuere Informatio- 

Reschke nen über die Höhe der Steuerausfälle vor, die 

(SPD) durch das Geltendmachen von Verlusten aus 

Vermietung und Verpachtung entstehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 9. Juli 1990 

Angaben über ausgeglichene Verluste aus Vermietung und Verpachtung 
wurden zuletzt in der Einkommensteuerstatistik 1983 in Höhe von 
41,9 Mrd. DM ausgewiesen. Der hierdurch bedingte Steuerausfall für das 
Jahr 1983 wird auf insgesamt rund 14,5 Mrd. geschätzt. 


Schrift zurückgestellt. 


28. Abgeordneter 

Opel 

(SPD) 
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Da die Einkommensteuerstatistik nur in dreijährigem Turnus durch- 
geführt wird und die Aufbereitung der Ergebnisse einige Zeit in Anspruch 
nimmt, stehen Angaben für 1 986 noch nicht zur Verfügung. 


30. Abgeordneter Mit welchen Steuerausfällen nach § 7k des Ein- 

Reschke kommensteuergesetzes und mit wieviel Objek- 

(SPD) ten, für die diese Bestimmung in Anspruch 

genommen wird, rechnet die Bundesregierung 
für 1990 und 1991? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 9. Juli 1990 

Die Steuermindereinnahmen durch § 7 k Einkommensteuergesetz (EStG) 
werden für das Rechnungsjahr 1990 mit 90 Mio. DM und für das 
Rechnungsjahr 1991 mit 175 Mio. DM veranschlagt. 

Pro Baujahrgang wurden 25000 Objekte unterstellt. 


31. Abgeordneter Mit welchen Steuerausfällen, die durch die 

Reschke Inanspruchnahme des § 10 e EStG verursacht 

(SPD) werden, rechnet die Bimdesregierung 1990? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 9. Juli 1990 

Durch die Inanspruchnahme von § 10 e EStG wird 1990 mit Steueraus- 
fällen in Höhe von 3,4 Mrd. DM gerechnet. 


32. Abgeordneter Wie verteilen sich diese Steuerausfälle auf 

Reschke Bestandserwerb und Neubau, und wie viele 

(SPD) fallen auf den Bau bzw. Erwerb im Jahre 1990? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 9. Juli 1990 

Amtliche statistische Unterlagen über das Verhältnis zwischen Neubau- 
ten und Erwerben aus dem Bestand liegen nicht vor. 

Nach grober Schätzung dürften die Steuerausfälle zu 55 v. H. auf Neubau- 
ten und zu 45 v. H. auf Bestandserwerbe entfallen. 

Die Steuermindereinnahinen nach § 10 e EStG, die auf den Bau bzw. 
Erwerb im Jahre 1990 entfallen, werden auf ca. 900 Mio. DM geschätzt. 


33. Abgeordneter Welche organisatorischen Veränderungen haben 

Stiegler die Zollbeamten an der Grenze zur DDR imd zur 

(SPD) CSFR zu erwarten, imd was wird unternommen, 

um diese Veränderungen sozialverträglich zu 
gestalten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carstenis 
vom 10. Juli 1990 

Mit dem Inkrafttreten des Staatsvertrages zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der DDR am 1. Juli 1990 sind die bisherigen Aufgaben 
der Zollverwaltung an der innerdeutschen Grenze und^in Berlin weitest- 
gehend entfallen. Damit haben in diesem Bereich die Zollkommissariate 
und die meisten Grenzkontrollstellen ihre Funktionen verloren. 
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Es ist vorgesehen, einige der größeren Grenzkontrollstellen - mit entspre- 
chend angepaßtem Personalbestand - zunächst als Binnenzollstellen bei- 
zubehalten. Daneben sollen geeignete Aufgaben (z. B. aus den Bereichen 
dienstl. Fürsorge, Versandverfahren, Kraftstoffkontrollen, Außenwirt- 
schaft und Marktordnung, Rauschgiftbekämpfung) in die grenznahe 
Region verlagert werden. Dort bereits bestehende Dienststellen sollen 
entsprechend verstärkt werden. Einen begrenzten Aufgabenzuwachs soll 
auch die Übernahme neuer Aufgaben, z. B. die Mitwirkung bei der 
Bekämpfung der Schwarzarbeit, bringen. 

Für die meisten Bediensteten wird jedoch eine Weiterbeschäftigung an 
ihren bisherigen Dienstorten nicht möglich sein. 

Die erforderlichen Veränderungen sollen dadurch sozial verträghch 
gestaltet werden, daß die Auswahl für die erforderlichen Versetzungen 
nach der Reihenfolge der Zumutbarkeit erfolgt und die wohnliche Unter- 
bringung der Beamten am neuen Dienstort sichergestellt wird. Daneben 
werden viele der zu versetzenden Beamten die durch Artikel 1 Nr. 13 des 
Fünften Gesetzes zur Änderung besoldungsrechtlicher Vorschriften ein- 
geführte örthche Prämie und - je nach Ausgestaltung der Rechtsverord- 
nung - auch die in Artikel 1 Nr. 11 dieses Gesetzes genannten Sonder- 
zuschläge erhalten. Weitere Maßnahmen, die den Beamten die Verset- 
zungen erleichtern sollen, werden zur Zeit von der Bundesregierung 
geprüft. 

An der Grenze zur CSFR sind mit Wirkung vom 1. Juli 1990 sechs neue 
Zollämter errichtet worden. Ein weiteres Zollamt wird ab 1. August 1990 
eröffnet. Für die Ausstattimg der neuen Dienststellen mit Personal sind 
insgesamt 120 Dienstposten eingerichtet worden, die den bisher an der 
innerdeutschen Grenze eingesetzten ZoUbediensteten offenstehen. 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Möghch- 
keit, bestimmte Aufgaben der Zollverwaltung zu 
zentralisieren (z, B. in den Bereichen Abrech- 
nung, VoUkstreckung, EG-Marktordnung, 
Beschaffung) und die Wahrnehmung der Auf- 
gaben bisherigen Zolldienststellen im innerdeut- 
schen Grenzbereich zu übertragen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Carstens 
vom 5. Juli 1990 

Es ist vorgesehen, bestimmte Aufgaben im Bereich der diensthchen Für- 
sorge (z. B. Beihilfen) sowie Fachaufgaben im Zusammenhang mit dem 
gemeinschaftlichen Versandverfahren zu Zolldienststellen an der inner- 
deutschen Grenze zu verlagern. 

Daneben sollen in dieser Region folgende Einrichtungen geschaffen bzw. 
verstärkt werden: 

— Kraftstoffkontrolltrupps, 

— Sachgebiete Außenprüfung und Steueraufsicht der Hauptzollämter, 
denen u. a. die Überwachung der EG -Marktordnungen obliegt, 

— Sachgebiete Rauschgiftbekämpfung bei den Zollfahndungsämtem. 

Durch die vorgenannten Maßnahmen können allerdings nur für einen 
sehr geringen Teü der derzeit an der innerdeutschen Grenze eingesetzten 
Zollbediensteten neue Beschäftigungsmöglichkeiten geschaffen werden. 

Die von Ihnen darüber hinaus genannten Aufgaben sind aus folgenden 
Gründen für eine Verlagerung nicht geeignet: 

Bei der Abrechnung von Sammelzollverfahren ist der direkte und schnelle 
Kontakt zwischen Zollbeteiligten und Abrechnungszollstellen wegen 
gemeinschaftsrechtlich vorgeschriebener sehr kurzer Fristen unumgäng- 


34. Abgeordneter 

Dr. Struck 

(SPD) 
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lieh. In vielen Fällen müssen innerhalb dieser Fristen mit den Zollbeteilig- 
ten Zweifelsfragen geklärt und fehlende Dokumente von ihnen angefor- 
dert werden. Eine Verlagerung der Abrechnung an Dienststellen an der 
innerdeutschen Grenze wäre daher mit erheblichen Nachteilen für die 
beteiligte Wirtschaft verbunden. Im übrigen wird ein erheblicher Teil der 
Sammelzollverfahren derzeit in Bezirken abgerechnet, in denen nach Ver- 
wirklichung des Schengener Abkommens sowie des europäischen 
Binnenmarktes ein erheblicher Personalüberhang entstehen wird. Die 
Dienststellen in diesen Bezirken sind zur Aufnahme von Beschäftigten 
vorgesehen, die im Zuge dieser Entwicklung an den Binnengrenzen frei- 
gesetzt werden. 

Im Bereich der Vollstreckung würde durch eine Zentralisierung der not- 
wendige Kontakt der Vollstreckungsstelle sowohl zu den ersuchenden 
Behörden (z. B. Krankenkassen, Arbeitsämter usw.) als auch zu den Voll- 
ziehungsbeamten sowie zu den Vollstreckungsschuldnern erheblich 
erschwert werden. Hierbei fällt besonders ins Gewicht, daß die weit über- 
wiegende Mehrzahl der Vollstreckungsschuldner nicht in der Grenz- 
region sondern in den Ballungsräumen wohnt. 

In der Bundeszollverwaltung ist die Beschaffung bereits in Offen- 
bach/Main zentralisiert. Die dort Beschäftigten — überwiegend ältere 
Beamte sowie Angestellte und Arbeiter — würden bei einer Verlagerung 
an die innerdeutsche Grenze ihre Aufgaben verlieren und könnten ander- 
weitig kaum mehr eingesetzt werden. 


35. Abgeordneter Wie haben sich die Ausgaben und die Steuermin- 

Weiermann dereinnahmen des Bundes für die Förderung 

(SPD) selbst genutzten Wohneigentums in den letzten 

drei Jahren entwickelt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 9. Juli 1990 

Die Finanzhilfen des Bundes an die Länder zur Förderung des sozialen 
Wohnungsbaues sind im Bundeshaushalt (Einzelplan 25, Titelgruppe 02) 
wie folgt ausgewiesen: 

1988 (Ist) 1989 (Soll) 1990 (Soll) 

1,716 Mrd. DM 1,483 Mrd. DM 2,136 Mrd. DM 

(Ist: 1,413 Mrd. DM) 

Die für die Förderung zuständigen Länder setzen diese Mittel des Bundes 
zusammen mit ihren eigenen Mitteln entsprechend ihren jeweiligen 
wohnungspolitischen Zielsetzungen zur Förderung von Mietwohnungen 
und selbstaenutztem Wohneigentum ein. Eine genaue Zuordnung, 
welcher Anteil der Bundesmittel der Förderung des selbstgenutzten 
Wohneigentums dient, ist daher nicht möglich. 

Die Steuermindereinnahmen des Bundes für die Förderung selbstgenutz- 
ten Wohneigentums werden im 12. Subventionsbericht der Bundesregie- 
rung für die Vergünstigungen nach §§ 7b, 10 e EStG sowie nach § 34f 
EStG (Kinderkomponente) wie folgt ausgewiesen: 

1988: 2476 Mio. DM 
1989: 2825 Mio. DM 
1990: 2699 Mio. DM. 


36. Abgeordneter Welche Verringerungen bei der Begünstigung 

Weiermann selbst genutzten Wohneigentums sind durch die 

(SPD) Steuerreform 1990 sowie deren Begleitregelun- 

gen eingetreten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 9. Juli 1990 

Auf der Grundlage der abgesenkten Steuersätze des Einkommensteuer- 
tarifs 1990 fällen die Steuermindereinnahmen durch §§ 7b und 10 e EStG 
1990 um schätzungsweise etwa 800 Mio. DM geringer aus als nach dem für 
1989 geltenden Einkommensteuertarif. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


37. Abgeordneter Wie wird nach Ansicht der Bundesregierung 

Dr. Kühler sichergestellt, daß in der DDR nicht durch lang- 

(SPD) fristig abgeschlossene Verträge mit bundesdeut- 

schen Energieversorgungsunternehmen ökono- 
misch und ökologisch sinnvollere Energieversor- 
gungskonzepte, die in den nächsten Monaten 
und Jahren entwickelt werden, verhindert 
werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 11. Juli 1990 

Die Regierung der DDR beabsichtigt die bisher zentral gelenkte Wirt- 
schaft marktwirtschaftlich zu organisieren und die Kombinate und Volks- 
eigenen Betriebe zu privatisieren. Dies gilt auch für den Energiebereich, 
dem volkswirtschaftlich und umweltpolitisch besondere Bedeutung 
zukommt. 

Zum 1. Juli 1990 hat die DDR die bisherigen Kombinate und Volkseigenen 
Betriebe in private Unternehmen umgewandelt und damit eine wesent- 
liche Voraussetzung für eine marktwirtschaftliche Organisation und 
Privatisierung geschaffen. Im Umweltbereich sind durch die gesetzlich 
festgelegte drastische Reduzierung der Schadstoffemission der Braunkoh- 
lenkraftwerke wichtige Vorgaben für eine schnelle ökologische Sanie- 
rung der DDR-Energiewirtschaft gemacht. 

Auf diesem Hintergrund hat die DDR-Regierung mit westdeutschen 
Unternehmen Verhandlungen über Beteiligungen an der Energiever- 
sorgung der DDR aufgenommen. 

Die Bundesregierung ist über den Stand der Vertragsverhandlungen 
informiert. Sie ist wie die DDR der Auffassung, daß einer schnellen Mobili- 
sierung von privatem Investitionskapital und Know-how eine große 
Bedeutung für die dringend erforderliche wirtschaftliche und ökologische 
Sanierung der Energieversorgung in der DDR und der Erhaltung von 
Arbeitsplätzen zukommt. 

In diesem Zusammenhang erfolgende Beteiligungsvorhaben unterliegen 
einer wettbewerbspolitischen Prüfung durch das Amt für Wettbewerb- 
schutz in der DDR und - da sich auch Rückwirkungen auf den Wettbewerb 
in der Bundesrepublik Deutschland ergeben - durch das Bundeskartell- 
amt. 

Die Bundesregierung wird dafür Sorge tragen, daß in einem zukünftigen 
Gesamtdeutschland energie- und umweltpolitische Rahmenbedingungen 
gelten, die einer ökonomisch und ökologisch sinnvollen Entwicklung der 
Energiewirtschaft dienen. Die Bundesregierung ist allerdings nicht der 
Auffassung, daß planwirtschaftliche „Energieversorgungskonzepte" 
hierzu ein geeigneter Beitrag sind. 
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Welche Vorkehrungen hat die Bundesregierung 
getroffen, die nach Art und Zweck der kürzlich 
vom Schweizer Außenminister eingeräumten 
Vereinbarung zwischen der Schweizer und der 
kanadischen Regierung aus dem Jahre 1985 etwa 
ähneln, wonach im Kriegsfall Führungskräfte von 
Schweizer Unternehmen nach Kanada aus ge- 
flogen werden sollen, oder welche entsprechen- 
den Vorkehrungen der bundesdeutschen Unter- 
nehmen selbst sind der Bundesregierung 
bekannt? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 10. Juli 1990 

Die Bundesregierung hat Vorkehrungen der von Ihnen angedeuteten Art 
nicht getroffen. Sie geht vielmehr davon aus, daß die Führungskräfte ihren 
Unternehmen auch im Krisen- und Verteidigungsfall so lange wie möglich 
zur Verfügung stehen. 

Entsprechende Vorkehrungen durch deutsche Unternehmen selbst sind 
der Bundesregierung nicht bekannt. 


38. Abgeordneter 

Such 

(DIE GRÜNEN) 


39. Abgeordneter 

Stiegler 

(SPD) 


Wie ist der Stand der Beratungen der Bundes- 
regierung zur Zukunft der Zonenrandförderung 
in allen Bereichen und wie wird die besondere 
Situation der Grenzregion zur CSFR berücksich- 
tigt werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Schlecht 
vom 10. Juli 1990 

Die Förderung des Zonenrandgebietes hat das Ziel, die Nachteile auszu- 
gleichen, die sich für dieses Gebiet aus der Teilung Deutschlands und 
Europas ergeben haben. 

Die Vereinbarung zwischen dem Bundeskanzler und den Regierungs- 
chefs der Länder vom 16. Mai 1990 sieht den Abbau u. a. dieser Förderung 
in einem Zeitraum von sieben Jahren vor. Die Bundesregierung wird noch 
in diesem Jahr einen Gesetzentwurf vorlegen, der die Abbauschritte im 
einzelnen regelt. 

Dabei wird sie neben dem Erfordernis einer soliden Finanzierung der vor- 
übergehenden Haushaltsbelastungen infolge der Vereinigung auch den 
strukturpolitischen Gegebenheiten sowie der besonderen Situation der 
Grenzregionen zur CSFR angemessen Rechnung tragen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


40. Abgeordnete 
Frau 
Adler 
(SPD) 


Welche Informationen hat die Bundesregierung 
über derzeit stattfindende Hortungskäufe nicht 
mehr zugelassener bzw. auslaufender Pflanzen- 
schutzmittel sowie deren illegale Einfuhr vor 
allem im grenznahen Bereich und wie bewertet 
Sie diese? 
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41. Abgeordnete 

Frau 

Adler 

(SPD) 


Wie sind die Verhandlungspositionen der Bun- 
desregierung auf EG-Ebene im Hinblick auf die 
Schaffung einer „Pestizid-Richtlinie" insbeson- 
dere vor dem Hintergrund eines drohenden 
„grauen Pflanzenschutzmittelmarktes" ? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 6. Juli 1990 

Die Bundesregierung hat bereits im Januar 1990 davon Kenntnis erhalten, 
daß angeblich Hortungskäufe für solche Pflanzenschutzmittel stattfinden, 
deren Zulassung ausläuft bzw. inzwischen ausgelaufen ist. Sie hat dies 
zum Anlaß genommen, dieses Problem mit den betroffenen Wirtschafts- 
kreisen und den Ländern zu erörtern. Die Gespräche hatten die Anwen- 
dung nicht mehr zugelassener Pflanzenschutzmittel und die damit in Ver- 
bindung gebrachten Vorratskäufe in der Landwirtschaft zum Inhalt. Von 
seiten der Wirtschaft wurde zugesichert, daß keine Kaufaufforderungen 
im Hinblick auf das bevorstehende Auslaufen der Zulassung von Pflan- 
zenschutzmitteln erfolgen. In einem vorgekommenen Einzelfall eines 
lokalen Verbandes sei dieser von dem zentralen Verband gerügt worden. 
Die für die Überwachung und Einhaltung der Vorschriften des Pflanzen- 
schutzgesetzes zuständigen Länder haben mitgeteilt, daß ihnen solche 
Vorratskäufe ebenfalls nicht bekannt seien. Illegale Importe von Pflanzen- 
schutzmitteln, insbesondere im grenznahen Bereich, werden von den 
Ländern als Ausnahmefälle gesehen. In diesem Zusammenhang hat die 
Bundesregierung die Länder gebeten, ihrer Überwachungspflicht nach 
§ 34 des Pflanzenschutzgesetzes gerecht zu werden. 

Ziel des „Geänderten Vorschlags für eine Richtlinie des Rates über das 
Inverkehrbringen von EWG-zugelassenen Pflanzenschutzmitteln" ist es, 
insbesondere die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln in der EG zu 
harmonisieren. Aus Gründen des Gesundheits- und Umweltschutzes hält 
die Bundesregierung einen freien Warenverkehr in diesem Bereich nicht 
für gerechtfertigt. Der Bundesregierung liegen bisher keine Anhalts- 
punkte dafür vor, die die Annahme rechtfertigen würden, daß es zur 
Bildung eines „grauen Pflanzenschutzmittelmarktes" kommen könnte. 
Vielmehr ist davon auszugehen, daß sich infolge der Harmonisierung in 
den europäischen Mitgliedstaaten der Pflanzenschutzmittelmarkt in ver- 
gleichbaren Bereichen für die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 
angleichen könnte. Darüber hinaus tritt die Bundesregierung für die Bei- 
behaltung ausreichender Kontrollbefugnisse durch die Länder ein. 


42. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Wie will die Bundesregierung sicherstellen, daß 
der Handel mit Nutzvieh, Ferkeln und Magervieh 
zwischen der bisherigen DDR und der Bundes- 
republik Deutschland nicht zu einer Seuchen- 
gefahr wird, da in der DDR andere Impfstoffe ver- 
wandt wurden bzw. andere seuchenhygienische 
Vorschriften bestehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 6. Juli 1990 

Nach den Vorschriften der Verordnung zum Schutz gegen eine Einschlep- 
pung von Tierseuchen beim Verbringen von Waren aus der Deutschen 
Demokratischen Republik und Berlin (Ost) — (DDR-Tierseuchenschutz- 
verordnung) vom 27. Juni 1990 (BGBl. I S, 1264) bedarf das Verbringen 
lebender Klauentiere aus der DDR in die Bundesrepublik Deutschland 
einer Genehmigung der für das Veterinärwesen zuständigen obersten 
Landesbehörden. 
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Eine solche Genehmigung ist nicht erforderlich für das Verbringen leben- 
der Hausrinder und Hausschweine, wenn die Tiere von einer amtstierärzt- 
lichen Gesundheitsbescheinigung nach vorgeschriebenem Muster 
begleitet sind. Die amtlichen Tierärzte der DDR müssen hierbei bestäti- 
gen, daß die Tiere gesund sind sowie aus seuchenfreien Betrieben und 
Regionen stammen. 

Eine Impfung der Zucht- und Nutzrinder gegen Maul- und Klauenseuche 
darf nur mit amtlich zugelassenen und geprüften inaktivierten Impfstoffen 
vorgenommen werden. 

Zuchtschweine dürfen nur aus Betrieben stammen, in denen sich keine im 
Verlauf der letzten 12 Monate gegen Schweinepest geimpften Schweine 
befinden und in denen seit mindestens 12 Monaten keine Impfung gegen 
Schweinepest genehmigt bzw. vorgenommen worden ist. 

Nutzschweine dürfen nicht gegen Schweinepest geimpft worden sein. 
Darüber hinaus müssen Zucht- und Nutzschweine aus Betrieben stam- 
men, in denen in den letzten 12 Monaten keine Impfungen gegen Aujesz- 
kysche Krankheit vorgenommen worden sind. 

Nach der Vereinigung werden die bisher in der Bundesrepublik Deutsch- 
land geltenden tierseuchenrechtlichen Vorschriften in vollem Umfang 
auch im Gebiet der heutigen DDR anzuwenden sein. 

Mit den genannten Maßnahmen wird sichergestellt, daß der innerdeut- 
sche Handel mit Zucht- und Nutzvieh nicht zu einer Seuchengefahr wird. 


43. Abgeordneter Wie ist die Bundesregierung und die Europäische 

Eigen Gemeinschaft darauf vorbereitet, daß ca. 600000 

(CDU/CSU) Kühe und ca. 200000 Färsen in der DDR für die 

Milchproduktion nicht mehr benötigt werden und 
geschlachtet werden müssen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 6. Juli 1990 

Im Zuge der Einführung der Garantiemengenregelung wird in der DDR 
eine Verringerung der Milchkuhbestände und der Nachzucht in der von 
Ihnen genannten Größenordnung erforderlich werden. Falls die Kapazität 
der Schlachtbetriebe in der DDR dadurch zeitweilig überfordert sein 
sollte, können auch Unternehmen in der Bundesrepublik Deutschland mit 
freien Kapazitäten eingeschaltet werden. 

Das Rindfleisch wird zur Entlastung des EG-Binnenmarktes voraussicht- 
lich zunächst in die private Lagerhaltung übernommen, bis ein Export in 
Drittländer realisiert werden kann. 


Welche zusätzlichen Maßnahmen erwägt die 
Bundesregierung und die Europäische Gemein- 
schaft zur Stützung des Rindfleischpreises wäh- 
rend des Weideabtriebes angesichts der Tat- 
sache, daß die Rindfleischpreise schon jetzt ein 
Niveau erreicht haben, das wesentlich niedriger 
als im Vorjahr ist und unter der Rentabilitäts- 
grenze liegt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 4. Juli 1990 

Die Bundesregierung wird sich bei der EG-Kommission mit Nachdruck 
dafür einsetzen, daß rechtzeitig zum Weideabtrieb wieder EG-Beihilfen 
zur privaten Lagerhaltung von Rindfleisch gewährt werden und das im 
Rahmen dieser Maßnahme eingelagerte Fleisch sofort auf Erstattungs- 
lager gebracht werden kann. 


44. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 
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Ich hoffe, daß es gelingen wird, die unbefriedigende Situation auf dem 
Rindfleischmarkt wieder zu stabilisieren. In diesem Zusammenhang 
möchte ich darauf hinweisen, daß die EG-Kommission auf mein Drängen 
hin erheblich höhere Mengen für die Intervention angekauft hat, als unter 
normalen Marktverhältnissen für das Frühjahr vorgesehen waren. 

Für die Intervention wurden seit dem 1. April 1990 in der Bundesrepublik 
Deutschland 37 000 t Schlachtkörper von Jungbullen in die Intervention 
übernommen. 

Zur Belebung der Nachfrage muß jedoch der Qualitätsproduktion von 
Rindfleisch besonderes Augenmerk geschenkt werden. 


45. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/GSU) 


Wie steht die Bundesregierung zu meiner 
Meinung, daß man weitere große Rindfleischlie- 
ferungen zur Unterstützung der Friedensbemü- 
hungen Präsident Gorbatschows an die UdSSR 
verschenken sollte, da es besser und billiger ist, 
den Frieden zu festigen als zu rüsten nach dem 
Motto „Bauernfleisch schafft Weltfrieden"? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 4. Juli 1990 

Bezüglich Fleischlieferungen in die UdSSR darf ich nochmals auf den Ver- 
kauf von 50000 t Rindfleisch und von 50000 t Schweinefleisch, vor allem 
aus dein deutschen Markt hinweisen, der durch den Einsatz erheblicher 
Bundesmittel ermöglicht wurde. Die Bereitstellung weiterer Mittel aus 
dem Bundeshaushalt für Fleischlieferungen in die UdSSR ist nicht vor- 
gesehen. Es gibt jedoch Bemühungen der DDR-Regierung, im Hinblick 
auf den gegenwärtigen Überhang an Schlachtvieh in der DDR mit Hilfe 
von Exporterstattungen aus dem DDR- Haushalt in den nächsten Monaten 
in größerem Umfang Fleischlieferungen vor allem in die UdSSR zu ermög- 
lichen. 


46. Abgeordneter 

Müller 

(Pleisweiler) 

(SPD) 


Wie hoch war im Jahre 1989 die Menge bzw. der 
Prozentanteil von inländischen Sektgrund- 
weinen an dem in der Bundesrepublik Deutsch- 
land 

a) produzierten 

b) konsumierten 
Sekt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 6. Juli 1990 

Die Bundesregierung verfügt nicht über die von Ihnen erbetenen Daten. 
Nach Auskunft des Verbandes Deutscher Sektkellereien e. V. wurden im 
Jahre 1989 im Verbandsbereich 

283,0 Mio. 1 Sekt produziert 
darin waren 50,7 Mio. 1 inländischer Sektgrundwein 

enthalten (ca. 18%). 

Konsumiert wurden in diesem Zeitraum 266,0 Mio. 1 Sekt mit einem Anteil 
an inländischem Sektgrundwein von 47,8 Mio. 1. 

Für die Richtigkeit dieser Angaben vermag die Bundesregierung keine 
Gewähr zu übernehmen. 
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Ist die Aussage des Präsidiums des Senates der 
Forschungsanstalten des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten in einem 
Schreiben vom 20. Februar 1990 an das genannte 
Ministerium zutreffend, wonach die Unterbre- 
chung Wissenschaf th eher Arbeit aus familiären 
Gründen in der Wissenschaft kaum wieder gut zu 
machen ist, da in der Forschung nur innovative 
Leistungen entscheiden, und welche Maßnah- 
men beabsichtigt die Bundesregierung zu ergrei- 
fen, damit Frauen in der Wissenschaft dadurch 
nicht benachteüigt werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 4. Juli 1990 

Der Präsident des Senats der Bundesforschungsanstalten im Geschäfts- 
bereich des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
hat sich im Schreiben vom 20. Februar 1990 zur Erklärung des Wissen- 
schaftsrats vom 7. Juli 1989 zur Förderung des wissenschaftlichen Nach- 
wuchses geäußert. Der Präsident stellt in seinem Schreiben fest, daß der 
Anteil von Frauen unter den Diplomanden und Doktoranden im 
Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten sehr hoch sei und daher in naher Zukunft den Frauenanteil in 
der Ressortforschung ständig erhöhen werde. Schon hierdurch wird doku- 
mentiert, daß die Bundesregierung im Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sterium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten der Beschäftigung von 
Frauen eine besondere Bedeutung beimißt. Zur Sicherung von qualifizier- 
tem Nachwuchs schlägt er vor, eine Diplomanden- und Doktorandenaus- 
bildung an den Bundesforschungsanstalten zu fördern, bei Übernahme 
von Wissenschaftlern/Wissenschaftlerinnen in ein Beamtenverhältnis die 
Post-Doc Zeiten auf das Besoldungsdienstalter anzurechnen und mehr 
Flexibilität bei Beförderungen zu zeigen. Die Vorschläge sind besonders 
geeignet, Frauen in der Wissenschaft zu fördern. 

Zur Feststellung des Präsidenten, daß die Unterbrechung wissenschaft- 
licher Arbeit zur Minderung der innovativen Leistung führe, wurde eine 
Unterbrechung aus familiären Gründen nur als Beispiel genannt; sie ist 
auch geschlechtsspezifisch neutral. Die Feststellung würde nach Meinung 
des Präsidenten gleichermaßen für andere längerfristige Unterbrechun- 
gen gelten. 

Die Förderung von Frauen in der Ressortforschung im Zuständigkeits- 
bereich des Bundes vollzieht sich im Rahmen der Richtlinie zur beruf- 
lichen Förderung von Frauen in der Bundesverwaltung, Bekanntmachung 
des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten vom 
24. Februar 1986, GMBL 1986, Seite 148. Darüber hinaus werden die 
besonders frauenfördernden Maßnahmen aus dem Hochschulsonder- 
programm zur Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses die beruf- 
lichen Chancen von Frauen verbessern. Der Bund will sich mit ca. 60 Pro- 
zent an der Finanzierung des über 10 Jahre laufenden, auf 4 Milliarden 
DM veranschlagten Hochschulsonderprogramms beteiligen (Beschluß 
des Bundeskabinetts vom 27. Juni 1990). 


47. Abgeordnete 

Frau 

Schmidt 

(Nürnberg) 

(SPD) 


48. Abgeordneter 

Wolfgramm 

(Göttingen) 

(FDP) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, damit endlich auch der insbesondere von 
Japan in größerem Umfang „unter dem Deck- 
maiitel der Wissenschaft" betriebene Walfang 
sofort eingestellt wird und wird die Bundesregie- 
rung die bevorstehende Konferenz der internatio- 
nalen Walfangkommission dazu nutzen, auf ein 
absolutes Walfangverbot zu drängen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 5. Juli 1990 

Auf der z. Z. in den Niederlanden stattfindenden Jahrestagung der Inter- 
nationalen Walfang-Kommission (IWC) wird die deutsche Delegation wie 
bisher für wirksame Maßnahmen zum Schutz und Wiederaufbau der Wal- 
bestände eintreten. Sie arbeitet auf der Konferenz eng mit anderen Staa- 
ten zusammen, die sich ebenfalls diesem Ziel verschrieben haben. 

Die deutsche Delegation wird auf der Sitzung etwaigen Versuchen zur 
Auflockerung des Walfang-Moratoriums entschieden entgegentreten, 
zumal die bisher vorliegenden wissenschaftlichen Erkenntnisse über die 
Walbestände keine Aufhebung dieser wichtigen, nach langwierigen Ver- 
handlungen weltweit durchgesetzten Maßnahme rechtfertigen. 

Die deutsche Delegation wird sich auch gegen Vorschläge für wissen- 
schaftlichen Walfang aussprechen, der nicht eindeutig den strengen Krite- 
rien der IWC entspricht. 

Obwohl seit Bestehen der Bundesrepublik Deutschland von deutschen 
Unternehmen kein Walfang betrieben wird, hat die Bundesregierung 
dafür Sorge getragen, daß deutsche Meeresbiologen sich an der Walfor- 
schung beteiligen, um sicherzustellen, daß der Wissenschaftsausschuß der 
IWC zu objektiven Erkenntnissen und Schlußfolgerungen gelangt und die 
deutsche Delegation auch wissenschaftlich fundiert argumentieren kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


49. Abgeordnete 

Frau 

Garbe 

(DIE GRÜNEN) 


Sind der Bimdesregierung Untersuchungen des 
Düsseldorfer Hygiene -Instituts bekannt, denen 
zufolge es durch das Lösimgsmittel PER zu Ver- 
änderungen des Erbguts kommen kann, und 
zwar auch bei Konzentrationen unterhalb des 
gültigen MAK-Wertes? 


50. Abgeordnete 

Frau 

Garbe 

(DIE GRÜNEN) 


Wird sich die Bundesregierung nunmehr dafür 
einsetzen, daß der MAK-Wert für das krebsver- 
dächtige PER drastisch gesenkt und die Anwen- 
dung von PER drastisch beschränkt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Seehofer 
vom 10. Juli 1990 

Die Bundesregierung hat im Rahmen des Umweltforschungsplanes am 
Hygiene -Institut der Universität Düsseldorf Untersuchungen zu Perchlor- 
ethylen veranlaßt mit dem Ziel der Abklärung einer mögüchen krebs- 
erzeugenden oder erbgutverändernden Wirkung. 

Der Stellenwert der bislang erhobenen Befunde für die Gesamtbewertung 
der toxikologischen Daten zu Perchlorethylen kann auf der Grundlage der 
gegenwärtig vorliegenden Informationen noch nicht eingeschätzt 
werden. Die Untersuchungen haben zunächst vorläufigen Charakter; der 
Abschlußbericht hegt noch nicht vor. Nach Eingang werde ich ihn der 
Kommission zur Prüfung gesundheitsschädlicher Arbeitsstoffe der Deut- 
schen Forschungsgemeinschaft (M AK- Kommission) zuleiten. 

Die MAK-Kommission ist das in der Bundesrepublik Deutschland für die 
Einstufung von Stoffen als krebserzeugend, erbgutverändernd und frucht- 
schädigend sowie für die Festsetzung der MAK-Werte kompetente, unab- 
hängige, wissenschaftliche Sachverständigen- Gremium. 
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Die Ergebnisse der Kommissionsarbeit werden jährlich dem Ausschuß für 
Gefahrstoffe zur Beratung zugeleitet und anschließend vom Bundesmini- 
ster für Arbeit und Sozialordnung im Bundesarbeitsblatt als Technische 
Regel für Gefahrstoffe (TRGS) 900 veröffentlicht. Die Bundesregierung 
wird prüfen, ob darüber hinaus eine Änderung oder Ergänzung der Vor- 
schriften zum Schutz der Arbeitnehmer in der Gefahrstoffverordnung not- 
wendig ist. 


51. Abgeordneter 

Heinrich 

(FDP) 


Welches sind die Gründe dafür, daß der Anteil der 
Frauen unter den nach dem Sonderprogramm 
„Beschäftigungshilfen für Langzeitarbeitslose" 
geförderten Langzeitarbeitslosen nur 28% be- 
trägt, während ihr Anteil an allen Langzeit- 
arbeitslosen sich auf 48% beläuft; welche Mög- 
hchkeiten sieht die Bundesregierung, den Anteil 
der Frauen deutlich anzuheben? 


52. Abgeordneter 

Heinrich 

(FDP) 


Welches sind nach Auffassung der Bundesregie- 
rung die Gründe dafür, daß sich Großbetriebe 
und öffenthche Verwaltungen bei der Schaffung 
derartiger Beschäftigungsverhältnisse mit Lang- 
zeitarbeitslosen zurückhalten, und in welchem 
Umfang haben sich Großbetriebe und öffentliche 
Verwaltungen des Landes Baden- Württemberg 
an diesem Programm beteihgt? 


53. Abgeordneter 

Heinrich 

(FDP) 


Welches sind nach Auffassung der Bundesregie- 
rung die Gründe dafür, daß im Land Berlin die 
Inanspruchnahme der Lohnkostenzuschußrege- 
lung, relativ gesehen, deuthch niedriger ausfällt 
als der Anteil Langzeitarbeitsloser an den 
Arbeitslosen in Berlin? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Seehofer 
vom 10. Juli 1990 

Die Lohnkostenzuschüsse zur beruflichen Eingliederung Langzeitarbeits- 
loser nach den Richtlinien der Bundesregierung „Aktion Beschäftigungs- 
hilfen für Langzeitarbeitslose" werden bundesweit sehr lebhaft in 
Anspruch genommen. Bereits in den ersten 11 Monaten seit Inkrafttreten 
der Richtlinien wurden rund 33700 Förderanträge gestellt. Damit war 
bereits Ende Mai 1990 etwa die Hälfte des bis Ende 1991 (weitere 
17 Monate) angestrebten Zieles der beruflichen Eingliederung von 60000 
bis 70000 Langzeitarbeitslosen erreicht. 

Der Frauenanteil der Geförderten lag in der Anlaufphase des Programms 
bei 25%. Ursache dafür waren vor allem die überdurchschnittliche Inan- 
spruchnahme des Programms durch Klein- und Mittelbetriebe des 
gewerblich-technischen Bereichs mit geringem Frauenanteil unter den 
Beschäftigten sowie ein Mangel an Teilzeitbeschäftigungsangeboten. 

Zwischenzeitlich konnte der Frauenanteil auf rund 31% gesteigert 
werden, insbesondere durch stärkere Beteiligung der Bereiche Handel 
und Dienstleistungen mit hohen Frauenbeschäftigungsanteilen sowie 
durch die Bemühungen der Arbeitsämter, das Förderangebot gezielt zur 
Gewinnung von Stellenangeboten für langzeitarbeitslose teilzeitarbeit- 
suchende Frauen (23% aller weiblichen Langzeitarbeitslosen) und für 
Berufsrückkehrerinnen zu nutzen. Diese Bemühungen werden fort- 
gesetzt. 
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Grundsätzlich ist zu berücksichtigen, daß der Frauenanteil an den Lang- 
zeitarbeitslosen insgesamt als alleiniger Vergleichsmaßstab für eine 
Bewertung des Frauenanteils an den geförderten ungeeignet ist, da er nur 
den Aspekt des Arbeitskräfteangebots berücksichtigt. Die Nachfrageseite 
ist aber bei allen Bemühungen der Arbeitsämter nur in Grenzen beeinfluß- 
bar. 


Die Bundesanstalt für Arbeit und die Bundesregierung haben wiederholt 
Appelle an die Arbeitgeber gerichtet, bei der Inanspruchnahme der 
Förderleistungen Frauen größere Chancen einzuräumen. Ebenso haben 
sie auch an Großbetriebe und den öffentlichen Dienst appelliert, ihrer Ver- 
antwortung gegenüber Langzeitarbeitslosen durch Nutzung des 
Programmangebots gerecht zu werden. Auch an den „runden Tischen 
sozialer Verantwortung" sind diese Möglichkeiten einer weiter intensi- 
vierten Nutzung des Programmangebots auf breiter Ebene immer wieder 
angesprochen worden. 


Großbetriebe und der öffentliche Dienst nehmen das Förderangebot 

bedauerlicherweise nur in unzureichendem Umfang in Anspruch. 

Ursachen dafür dürften im wesentlichen sein: 

— In Großbetrieben und im öffentlichen Dienst werden Arbeitsplätze, die 
für Langzeitarbeitslose geeignet wären, häufig mit älteren oder 
leistungsgeminderten Arbeitnehmern intern besetzt. 

— Wegen der vergleichsweise günstigen Arbeits- und Entlohnungsbedin- 
gungen in Großbetrieben 

o fällt es ihnen leichter, ihr Personal am Markt zu rekrutieren. Eine 
Vielzahl von Großunternehmen verfügt über lange Vormerklisten 
von Interessenten, auf die bei Bedarf zurückgegriffen werden kann. 
So bieten sich wenige Ansatzpunkte für den Einsatz des Förderinstru- 
mentariums zu Gunsten der Einstellung von Langzeitarbeitslosen; 

o sind sie in weitaus geringerem Umfang bereit, von ihren Anforde- 
rungsprofilen zu Gunsten Langzeitarbeitsloser Abstriche zu machen, 
auch wenn dies finanziell honoriert würde; 

o stehen sie ganz oben auf der Wunschliste bei der Arbeitsuche von 
Aus- und Übersiedlern. 

— Öffentliche Arbeitgeber argumentieren, daß ihnen unbefristete Stellen 
in den Stellenplänen nicht zur Verfügung stehen für den Abschluß 
unbefristeter Beschäftigungsverhältnisse mit Langzeitarbeitslosen. 


Die genannten Gründe für die Zurückhaltung von Großbetrieben und 
öffentlichen Arbeitgebern treffen auch auf Baden-Württemberg zu. Daten 
für das Land Baden-Württemberg im einzelnen liegen nicht vor. 


Im Landesarbeitsamtsbezirk Berlin war trotz intensiver Öffentlichkeits- 
arbeit und zielgerichteter Werbeaktionen die Inanspruchnahme der 
Beschäftigungshilfen - gemessen am Anteil der Langzeitarbeitslosen 

— bisher unbefriedigend. Hierfür spielen vor allem folgende Gründe eine 
Rolle: 

— Durch den starken Zustrom von Aus- und Übersiedlern, die zum Teil 
gut qualifiziert sind, ist in Berlin die Konkurrenzsituation zu Langzeit- 
arbeitslosen überdurchschnittlich ausgeprägt. Vor allem die Übersied- 
ler können hohe Anforderungsprofile seitens der Arbeitgeber oft eher 
erfüllen als Langzeitarbeitslose. 

— Weiter spielt seit Beginn des Jahres 1990 der Zustrom von Pendlern aus 
der DDR eine erhebliche Rolle. 

— Hinzu kommt, daß in Berlin der Beschäftigungsmangel des öffentlichen 
Dienstes im Vergleich zum Bundesgebiet wesentlich stärker aus- 
geprägt ist. 
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Welche gesetzlichen Bestimmungen gibt es, die 
deutsche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
die bei Abzug der belgischen Streitkräfte arbeits- 
los werden, in den deutschen Arbeitsmarkt zu 
integrieren und welche diesbezüghchen beson- 
deren Übernahmeverpflichtungen gibt es even- 
tuell bei Dienststellen der öff entheben Hände? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Seehofer 
vomlO. Juli 1990 

Inwieweit deutsche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die bei belgi- 
schen Streitkräften beschäftigt sind, durch einen Abzug von belgischen 
Streitkräften arbeitslos werden, ist zur Zeit noch nicht bekannt. Die 
Bundesregierung ist über eine entsprechende Entscheidung der belgi- 
schen Regierung noch nicht unterrichtet. Es ist daher auch noch nicht 
bekannt, inwieweit entsprechende Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 
nehmer auf anderen Arbeitsplätzen bei den Stationierungsstreitkräften 
weiter beschäftigt werden können. 

Soweit Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bei den Streitkräften von 
Entlassung bedroht sein sollten, stehen zur rechtzeitigen Vorbereitung 
eines notwendigen Arbeitsplatzwechsels die Beratungs- und Vermitt- 
lungsdienste der Arbeitsämter zur Verfügung. Nach einem abgestimmten 
Verfahren im Zusammenhang mit dem Tarifvertrag zur sozialen Siche- 
rung der Arbeitnehmer bei den Stationierungsstreitkräften im Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland vom 31. August 1971 werden die Dienst- 
stellen der Bundesanstalt für Arbeit über Veränderungen bei den Statio- 
nierungsstreitkräften, die Entlassungen zur Folge haben können, recht- 
zeitig unterrichtet. Die Landesarbeitsämter und Arbeitsämter sind ange- 
wiesen, ggf. mit den örtiiehen Behörden der Stationierungsstreitkräfte, 
den Betriebsvertretungen und den anderen in Betracht kommenden Stel- 
len Verbindung aufzunehmen und Vorbereitungen zu treffen, um 
möglichst frühzeitig geeignete Maßnahmen zur Wiederbeschäftigung der 
ffeigesetzten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer einleiten zu können. 

Für die Wiedereingliederung von arbeitslosen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern der Stationierungsstreitkräfte steht im übrigen im 
Bedarfsfall das gesamte Instrumentarium des Arbeitsförderungsgesetzes 
zur Verfügung. Hierzu gehören vor allem Leistungen zur Förderung der 
Arbeitsaufnahme sowie die Förderung der beruflichen Fortbildung, 
Umschulung und Einarbeitung. 

Zusätzlich kommt im Falle von Entlassungen im Zusammenhang mit 
einem Truppenabzug der oben erwähnte Tarifvertrag zur Anwendung, 
der u. a. vorsieht, daß Arbeitnehmer nach einer Beschäftigungszeit von 
mindestens fünf Jahren bei der Einstellung in den deutschen öffentlichen 
Dienst bevorzugt berücksichtigt werden. 


54. Abgeordneter 

Müntefering 

(SPD) 


55. Abgeordnete 

Frau 

Wilms-Kegel 

(DIE GRÜNEN) 


Auf welcher Grundlage setzen die gesetzlichen 
Krankenkassen die Höhe der Eigenbeteiligung 
für orthopädische Schuhe bei behinderten Rent- 
nern mit Einkommen unterhalb der Härtefall- 
regelung gemäß § 61 Abs. 2 Nr. 1 SGB V, die 
keine Kriegsbeschädigten sind, fest? 


56. Abgeordnete Wie hoch ist derzeit der Eigenanteil für ein Paar 

Frau orthopädische Schuhe? 

Wilms-Kegel 
(DIE GRÜNEN) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Seehofer 
vom 5. Juli 1990 

Der Anspruch auf orthopädische Schuhe ist in § 33 Sozialgesetzbuch Fünf- 
tes Buch (SGB V) geregelt. Danach besteht ein Anspruch, soweit die Hilfs- 
mittel nicht als Gebrauchsgegenstände des täglichen Lebens anzusehen 
sind. Es dürfte kein Zweifel darüber bestehen, daß ein Paar normale 
Schuhe als ein Gebrauchsgegenstand des täglichen Lebens anzusehen ist. 
Der Anspruch Versicherter auf Übernahme der Kosten für orthopädische 
Schuhe erstreckt sich somit auf den Teil der Kosten, der wegen der Behin- 
derung entsteht und die Kosten für ein Paar normale Schuhe übersteigt. 
Dies kommt durch das Wort „soweit" im Gesetzestext zum Ausdruck. 

Die Härtefallregelungen gelten nur für die in den §§61 und 62 SGB V 
genannten Zuzahlungen und Kostenanteüe der Versicherten, nicht jedoch 
für die angesprochenen Kosten orthopädischer Schuhe. Da der Preis für 
ein Paar normale Schuhe von jedem selbst zu zahlen ist, besteht kein 
Grund, diese Kosten von den Beitragszahlern der Krankenversicherung 
tragen zu lassen, auch nicht im Rahmen von Härtefallregelungen. 

Welcher Preis für ein Paar normale Schuhe bei der Übernahme der Kosten 
für orthopädische Schuhe zugrunde zu legen ist, schreibt das Gesetz nicht 
vor. Würde dieser Betrag durch Gesetz festgesetzt, müßte er fortlaufend 
der Preisentwicklung durch ein Gesetz angepaßt werden. Dieses wäre 
nicht zweckmäßig. 

Die Krankenkassen legen bei der Feststellung der von ihnen zu tragenden 
Kosten für orthopädische Schuhe die in der Orthopädie-Verordnung vom 
4. Oktober 1989 (BGBl. I S, 1834) nach § 10 festgelegten Eigenanteile bei 
Ersatz von Schuhen in Höhe von 140 DM für ein Paar normale Schuhe 
zugrunde. Durch die Übernahme der in der vorgenannten Verordnung 
festgesetzten Eigenanteile wird auch in der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung eine gleichmäßige Behandlung aller Behinderten erreicht. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


57. Abgeordneter Trifft es zu, daß in Kellinghusen mehrere hundert 

Austermann Atomwaffen lagern? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Pfahls 
vom 6. Juli 1990 

In Übereinstimmung mit der Praxis aller Bundesregierungen nimmt die 
Bundesregierung aus Sicherheitsgründen und auf Grund entsprechender 
Geheimhaltungsvorschriften der NATO zu Anfragen und Vermutungen 
über Lagerorte für Nuklearwaffen grundsätzlich nicht Stellung. 

Die Verpflichtung, Aussagen zu Lagerorten nuklearer Waffen weder zu 
bestätigen noch zu dementieren, gilt in gleicher Weise für alle Bündnis- 
partner und wird von deren Regierungen strikt eingehalten. Zu den Fest- 
stellungen in den Ihrer Frage beigefügten Presseartikeln über die Lage- 
rung sogenannter fehlerhafter Atomwaffen der US- Streitkräfte in der 
Bundesrepublik Deutschland möchte ich feststellen: 

Die in der Bundesrepublik Deutschland gelagerten amerikanischen 
203 mm Nukleargranaten (W-79) befinden sich in der alleinigen Ver- 
fügungsgewalt der Nuklearmacht USA. 

Zur Erhaltung und Verbesserung der hohen munitionstechnischen Sicher- 
heit sind an diesen Granaten in der Vergangenheit von den zuständigen 
amerikanischen Stellen Veränderungen/Verbesserungen vorgenommen 
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worden. Die Bundesregierung wurde über den Beginn und den Abschluß 
der Arbeiten unterrichtet. Alle Nukleargranaten erfüllen - nach Feststel- 
lungen amerikanischer Stellen - die sehr hohen Sicherheitsanforderun- 
gen. Schadhafte W-79 lagern nicht in der Bundesrepublik Deutschland. 


58. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Götte 

(SPD) 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über die Verwendung von Pershing II-Technolo- 
gie für die Rakete des Typs Condor? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Pfahls 
vom 6. Juli 1990 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse über die Verwendung 
von Pershing II-Technologie für die Rakete des Typs Condor vor. 

Bei der Pershing 2 handelt es sich um eine US-Entwicklung, zu der die 
Bundesrepublik Deutschland keinen Zugriff hat. 


59. Abgeordneter 
Heyenn 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, das vorgesehene 
NATO-Manöver „BOLD GUARD", das vom 1. bis 
5. Oktober 1990 in Schleswig-Holstein stattfinden 
soll, ebenso wie das Manöver HESSENSCHILD 
im Lichte der heutigen sicherheitspolitischen 
Lage abzusagen, oder kann sie andernfalls erklä- 
ren, aus welchen Gründen angesichts der politi- 
schen Entwicklung in Deutschland und Europa 
derartige Großmanöver noch durchgeführt wer- 
den müssen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Pfahls 
vom6. Juli 1990 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß angemessenes Üben der 
Streitkräfte notwendig ist. Nur funktionsfähig gehaltene Streitkräfte erfül- 
len den ihnen gestellten politischen Auftrag. Dies gilt grundsätzlich und 
unabhängig von der derzeitigen Veränderung der sicherheitspolitischen 
Lage. 

Die militärische Integration in das Bündnis, die wir als sicherheitspoliti- 
schen Vorteil schätzen, hat ihre Konsequenzen. Nicht nur, daß neben den 
deutschen auch alliierte Streitkräfte auf unserem Boden ausbilden müs- 
sen, es muß auch möglich sein, bestimmte Verfahren, die sich aus der Inte- 
gration ergeben, zu üben und zu testen. Dies gilt zum Beispiel für die 
Übung „BOLD GUARD" , die alle vier Jahre stattfindet und die dazu dient, 
das einzige multinationale Korps, über das die NATO verfügt, einsatz- 
bereit zu halten. 

Die Übung „BOLD GUARD 90" ist auch nicht gegen die Staaten des 
Warschauer Paktes gerichtet. Die Anlage der Übung wurde bewußt so 
gestaltet, die Ausgangslage so abgestimmt, daß sich niemand bedroht 
fühlen kann. 

Einsatzbereite Streitkräfte sind eine Grundlage der europäischen Frie- 
densordnung, die derzeit in Wien verhandelt wird. Da Übungen eine Vor- 
aussetzung der Einsatzbereitschaft sind, stehen sie begrifflich auch nicht 
im Widerspruch zum Prozeß der Entspannung und des Aufbaus koopera- 
tiver Sicherheitsstrukturen. - Jedenfalls nicht, solange sie sich an die inter- 
national vereinbarten Regeln der Transparenz und der Umfangs- 
beschränkungen halten. Das ist bei allen unseren Übungen und auch bei 
„BOLD GUARD 90" gegeben. 
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Eine Absage der Übung ist nicht in das alleinige Ermessen der Bundes- 
regierung gestellt. „BOLD GUARD" , an dem sich Truppen aus Dänemark, 
Großbritannien, den USA und der Bundesrepublik Deutschland beteili- 
gen, ist Teil der Verstärkungsplanung der NATO-Kommandobehörden. 

Auf Initiative des Bundesministeriums der Verteidigung ist allerdings im 
Einvernehmen mit den beteiligten Verbündeten und den zuständigen 
NATO-Kommandobehörden eine deutliche Reduzierung (ca. 50%) der 
teilnehmenden Truppen und des eingesetzten schweren Geräts gegen- 
über der vorherigen Übung in 1986 erfolgt. 

Vom Manöver „HESSENSCHILD" wurde nicht auf Grund der sicherheits- 
politisch veränderten Lage abgesehen, sondern - wie bereits vom Spre- 
cher des Bundesverteidigungsministeriums bekanntgegeben - wegen der 
umfangreichen Orkanschäden im vorgesehenen Übungsgebiet und der 
hohen personellen Inanspruchnahme der hessischen Polizei beim Abzug 
der chemischen Waffen der US- Streitkräfte im September. 

60. Abgeordneter Welche Absichten hegt die Bundesregierung hin- 

Dr. Hoyer sichtlich der Vorlage eines Entwurfs für ein 

(FDP) Organisationsgesetz für die Bundeswehr, damit 

der Gesetzgeber seiner vor 35 Jahren durch das 
Soldatengesetz auferlegten Pflicht zur gesetz- 
lichen Regelung der Organisationsstruktur der 
Bundeswehr nachkommen kann, und welche 
Vorstellungen hinsichthch einer Reform des 
sogenannten Blankenese-Erlasses hat die Bun- 
desregierung? 

Inwieweit erwartet die Bundesregierung im Hin- 
bhck auf ein Organisationsgesetz Hinweise und 
Anregungen von der vom Deutschen Bundestag 
beschlossenen, aber bisher noch nicht eingerich- 
teten Verteidigungsstrukturkommission, und 
inwiefern sieht die Bundesregierung die Chance 
bzw. die Notwendigkeit, angesichts der bevorste- 
henden Reduzierungen wie Strukturreformen der 
Truppe auch an der Spitze, das heißt vor allem im 
Bundesministerium der Verteidigung selber, den 
Führungsstäben der Streitkräfte und der Teil- 
streitkräfte, den obersten Kommandobehörden 
und den obersten Ämtern der Teilstreitkräfte 
sowie sämtlichen weiteren Hauptabteilungen, 
Abteilungen im BMVg und nachgeordneten 
Behörden der Bundeswehrverwaltung, Anpas- 
sungen an den neuen Streitkräfteumfang und die 
neuen Teilstreitkräfte Strukturen durch Reduzie- 
rung und Reorganisation vorzunehmen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Pfahls 
vom 6. Juli 1990 

Die in § 66 Soldatengesetz getroffene Festlegung, daß die Organisation 
der Verteidigung, vor allem die Spitzengliederung der Bundeswehr und 
die endgültige Organisation des Bundesministeriums der Verteidigung 
gesetzlich zu regeln sind, ist bereits über 30 Jahre alt. 

Einschlägige Gesetzentwürfe aus den Jahren 1965 und 1968 sind jedoch 
nicht weiter verfolgt worden. 

Im Für und Wider der Diskussion um die Schaffung eines solchen Gesetzes 
hat das Argument besonderes Gewicht, daß Organisation ein dynamischer 
Prozeß ist und von daher eine gesetzliche Festschreibung zu erheblichen 


61, Abgeordneter 

Dr. Hoyer 

(FDP) 
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Schwierigkeiten bei notwendigen Anpassungen führen würde. Im Ergeb- 
nis würde die dem Bundesminister der Verteidigung wie jedem Bundes- 
minister obliegende Organisationsgewalt und die daraus folgende Ver- 
pflichtung, die Organisation seines Geschäftsbereichs aufgabengerecht 
und wirtschaftlich zu gestalten, eingeschränkt bzw. behindert. Zudem 
ergibt sich die Organisation des Verteidigungsbereiches entsprechend 
der Auflage in Artikel 87 a GG in ihren Grundzügen aus dem Haushalts- 
plan. 

Seitens des Bundesministers der Verteidigung besteht daher nicht die 
Absicht, Initiativen zur Wiederaufnahme der Diskussion über ein Organi- 
sationsgesetz für die Bundeswehr zu ergreifen, und zwar auch nicht im 
Rahmen der von Ihnen in diesem Zusammenhang angesprochenen unab- 
hängigen Kommission. 

Die militärische Spitzengliederung im Bundesministerium der Verteidi- 
gung beruht heute noch auf dem Erlaß des Bundesministers der Verteidi- 
gung vom 21. März 1970 (sog. Blankeneser Erlaß). Die damals geschaffene 
Abgrenzung zwischen den Aufgaben und Kompetenzen des General- 
inspekteurs der Bundeswehr sowie den Aufgaben und Kompetenzen der 
Inspekteure der Teilstreitkräfte und des Inspekteurs des Sanitäts- und 
Gesundheitswesens hat sich prinzipiell bewährt. 

Mit einer ergänzenden Weisung vom 8. Januar 1990 hat der Bundesmini- 
ster der Verteidigung die Verantwortung des Generahnspekteurs für die 
Entwicklung und Realisierung der Gesamtkonzeption der militärischen 
Verteidigung im Rahmen der politischen Zielsetzung der Bundesregie- 
rung verdeutlicht, und zwar vor allem in bezug auf die Bundeswehr- 
planung und die streitkräftegemeinsamen Aufgaben. Damit sind zentrale 
Klammerfunktionen des Ressorts in der Hand des Generahnspekteurs 
gestärkt worden. 

Unbeschadet der Beibehaltung der gegebenen Struktur müssen Organi- 
sation und Personalumfang des Bundesministeriums der Verteidigung 
den geplanten neuen Strukturen und Umfängen der Streitkräfte und der 
Wehrverwaltung angepaßt werden. 

Der Bundesminister der Verteidigung wird in Kürze Aufträge zur Entwick- 
lung von Vorschlägen zur Straffung und Anpassung der Organisation des 
Ministeriums erteilen. Dabei sind selbstverständlich auch aufwachsende 
Aufgaben des Ministeriums, z. B. in den Bereichen der deutsch-deutschen 
Zusammenarbeit und des Umweltschutzes, zu berücksichtigen. Erste 
Ergebnisse sollen bis zum Jahresende 1990 vorliegen. 


62. Abgeordneter Sind Augenzeugenberichte zutreffend, nach 

Dr. Kübler denen in der Woche vom 25. Juni 1990 bis 29. Juni 

(SPD) 1990 über dem Kreis Bergstraße Tief flu gübun gen 

auch in der Mittagszeit und in unmittelbarer 
Nähe des Kernkraftwerkes Biblis stattgefunden 
haben, und wie wird die Bundesregierung dafür 
Sorge tragen, daß derartige Manöver unter- 
bleiben? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Pfahls 
vom9. Juli 1990 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor, daß in der Woche 
vom 25. bis 29. Juni 1990 in der Mittagspause von 12.30 Uhr bis 13.30 Uhr 
Ortszeit im Kreis Bergstraße Tiefflüge, d. h. Flüge unterhalb 450 m über 
Grund, mit Strahlflugzeugen durchgeführt wurden. 

Ich weise aber darauf hin, daß Flüge über 450 m über Grund während der 
Mittagspause nicht untersagt sind. Möglicherweise sind Flüge in dieser 
Höhe als Tiefflüge interpretiert worden. 
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Hält die Bundesregierung an ihrer bisherigen 
Haltung zur Notwendigkeit von Tiefflugübungen 
in den sieben 75 m-Tiefflugareas und im Höhen- 
bereich bis 150 m fest, und wenn dies verneint 
wird, treffen Äußerungen zu, wonach noch 1990 
in Abstimmung mit den alliierten Luftstreitkräf- 
ten in der Bundesrepublik Deutschland sowohl 
die 75 m-Tieffluggebiete aufgelöst als auch die 
Mindestflughöhen auf 300 m angehoben werden 
sollen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Pfahls 
vom 9. Juli 1990 

Angesichts der sich verändernden sicherheitspolitischen Lage hat die 
Bundesregierung im Zusammenhang mit einer grundlegenden Überprü- 
fung der Bereitschaftsstände und der Übungskonzeption bei Heer und 
Luftwaffe auch neue Untersuchungen zum Tiefflug angeordnet. 

Ziel der Bemühungen der Bundesregierung ist eine grundlegende weitere 
Entlastung durch die deutliche Anhebung der Mindestflughöhen. 

Die ersten Gespräche mit den alliierten Partnern rechtfertigen die Zuver- 
sicht, daß es nach weiterer gründlicher Abstimmung zu deutlichen Ent- 
lastungen kommen wird. 


63. Abgeordneter 

Leidinger 

(SPD) 


Womit begründet die Bundesregierung die Ver- 
legung ganzer Einheiten der Bundeswehr von 
einem Standort zum anderen, obwohl der Bundes- 
minister der Verteidigung den erbetenen Regie- 
rungsbericht über die künftige Stationierung des 
Heeres nüt der Begründung, die Detailplanung 
sei nicht vor dem Frühjahr 1991 abgeschlossen, 
zum 30. Juni 1990 dem Verteidigungsausschuß 
des Deutschen Bundestages nicht vorlegen 
konnte, und welche Einheiten bzw. Verbände in 
den 3 Teilstreitkräften werden neben der Panzer- 
jägerkompanie 560 aus Bogen im Zeitraum bis 
30. Juni 1991 definitiv verlegt? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Pfahls 
vom 9. Juli 1990 

Bis zum 30. Juni 1991 werden im Bereich der Streitkräfte nachfolgend auf- 
geführte EinheitenA^erbände verlegt; 

Bereich Heer 
Panzerjägerkompanie 560 

von Bogen nach Oberhausen/Do. 

Panzerpionierkompanie 280 

von Ingolstadt nach Dornstadt 

Die Verlegung dieser selbstständigen Kompanien steht nicht im unmittel- 
baren Zusammenhang mit den Entscheidungen zur Heeresstruktur 2000. 

Frau Parlamentarische Staatssekretärin Hürland-Büning hat Ihnen 
gegenüber diese Entscheidung mit Schreiben vom 18. Juni 1990 bereits 
ausführlich begründet. 

Bereich Luftwaffe 
Flugsicherungssektor E 

von Neubiberg nach Erding 


64, Abgeordneter 

Leidinger 

(SPD) 
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Die Verlegung wird notwendig, weil der künftige Arbeitsbereich des 
Flugsicherungssektors der Flughafen München 2 sein wird. 

9. /Inspektion Unteroffizierschule Luftwaffe 

von Appen nach Wangerland 

Die 9. /Inspektion wird als Zwischenunterbringung ab 1. April 1990 in 
Wangerland stationiert, da erst etwa 1997 die benötigte Infrastruktur in 
Appen verfügbar sein wird. 

Bereich Marine 

Nach gegenwärtigem Planungsstand sind bis 30. Juni 1991 keine Ver- 
legungen vorgesehen. 


65. Abgeordneter Sind Pressemeldungen zutreffend, wonach es 

Opel beim Bundesminister der Verteidigung eine Aus- 

(SPD) arbeitung mit dem Titel „Sicherheitspolitische 

Perspektiven für ein neues Europa" gibt, wonach 
das deutsche Heer etwa 60 bis 70 Bataillone auf- 
lösen und einen weiteren Teil der Verbände 
kadem wird, wonach weiterhin die Luftwaffe flie- 
gende Verbände auflösen wird und die schwim- 
menden Einheiten der Marine in den nächsten 
Jahren um die Hälfte reduziert werden sollen, 
und trifft es weiter zu, daß diese Reduzierungen 
auch die rund 180000 zivüen Mitarbeiter der 
Bundeswehr betreffen werden, wobei beabsich- 
tigt ist, diese Planungen bereits ab dem Jahr 1992 
umzusetzen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Pfahls 
vom 9. Juli 1990 

Auf Ihre Frage teile ich mit: Derartige Pressemeldungen sind zutreffend. 
Der Bundesminister der Verteidigung hat am 10. April 1990 unter 
seinem Namen eine grundsätzliche Darstellung mit dem von Ihnen zitier- 
ten Titel in der Zeitung für die Bundeswehr „Bundeswehr aktuell" ver- 
öffentlicht. Darüber hinaus ist dieser Artikel auch in der Schriftenreihe 
„Informationen zur Sicherheitspolitik" vom Mai 1990 veröffentlicht 
worden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit 


66. Abgeordneter Auf welche Weise und mit welchen Maßnahmen 

Dr. Osswald plant die Bundesregierimg einen deutschen Bei- 
lSPD) trag für den Weltgesundheitstag 1991, der das 

Thema: „Desaster- Prevention" (Katastrophen- 
vorsorge) haben wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 9. Juli 1990 

Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) hat die Bundesregierung bis- 
lang offiziell noch nicht über das Motto des Weltgesundheitstages 1991 
unterrichtet und den Hintergrund für dieses Motto dargestellt. Auf tele- 
fonische Anfrage hin teilte das WHO-Hauptquartier in Genf mit, das Motto 
des Weltgesundheitstages t991 laute: „Should desaster strike be 
prepared?" Das deutsche Motto wird erst nach Erörterung mit der Bundes- 
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Vereinigung für Gesundheitserziehung e. V. und ihren zahlreichen Mit- 
ghedsverbänden festgesetzt. Neben der formalen Bestätigung des Mottos 
durch die WHO erwarten wir entsprechende Erwägungen der WHO zum 
Thema. 

Die Bundesregierung wird dann auf die Thematik des Weltgesundheits- 
tages 1991 voraussichtlich unter anderem durch eine Öffentlichkeits- 
veranstaltung am Weltgesundheits^g, die durch die Bundesvereinigung 
für Gesundheitserziehung organisiert werden wird, aufmerksam machen. 
Der Aufruf der WHO wird an die Bundesländer, an die Gesundheitsver- 
bände und an andere Institutionen mit der Bitte um Durchführung von in 
deren Zuständigkeit fallenden Maßnahmen weitergeleitet werden. 


67. Abgeordnete Welche Konsequenzen werden die Verkürzung 

Frau der Wehrdienstzeit und damit die der Zivildienst- 

Walz zeit für den Pflegebereich haben? 

(FDP) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 5. Juli 1990 

Eine Verkürzung der Wehrdienstzeit und damit der Zivildienstzeit würde 
zur Folge haben, daß mit den vorhandenen Zivildienstpflichtigen weniger 
Zivildienstplätze besetzt werden können. 

Der Einsatz im Pflegebereich wird in jedem Einzelfall vom Einverständnis 
des Zivildienstleistenden abhängig gemacht. Daher läßt sich die zahlen- 
mäßige Auswirkung der Dienstzeitverkürzung auf die Besetzung der 
Zivildienstplätze im Pflegebereich erst einige Zeit nach dem Wirksam- 
werden der Verkürzung feststellen. 


68. Abgeordnete 

Frau 

Walz 

(FDP) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, 
wie die Träger der sozialen Einrichtungen Ersatz 
für fehlende Zivildienstleistende schaffen könn- 
ten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 5. Juli 1990 

Für den Einsatz der Zivildienstleistenden gilt der Grundsatz der Arbeits- 
marktneutralität. Danach dürfen die Beschäftigungsstellen des Zivildien- 
stes die Zivildienstpflichtigen nicht anstelle von an sich notwendigen 
dauernd und hauptamtlich Beschäftigten einplanen und einsetzen. 

Außerdem darf das Bundesamt für den Zivildienst keine Zivildienstplätze 
anerkennen, wenn dadurch nachweislich bisherige Arbeitsplätze ersetzt 
oder die Schaffung neuer Arbeitsplätze entbehrlich werden. Die Zivil- 
dienstleistenden stehen den Trägern der sozialen Einrichtungen daher 
nur als zusätzliche Kräfte für Hilfstätigkeiten zur Verfügung. Der Bundes- 
regierung liegen keine Erkenntnisse darüber vor, in welchem Umfang bei 
den Trägern der sozialen Einrichtungen personeller Ersatz für die Abdek- 
kung von Zivildienstleistenden erbrachter Hilfstätigkeiten im Falle einer 
Dienstverkürzung benötigt werden würde und ob dieser gegebenenfalls 
über den Arbeitsmarkt gedeckt werden kann. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag 
von Prof. Heimerl zur Neutrassierung der Neu- 
baustrecke Stuttgart — Ulm — Günzburg, und ist 
sie gegebenenfalls bereit, diesen Vorschlag 
gegenüber dem Vorstand der Deutschen Bundes- 
bahn zu unterstützen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 9. Juli 1990 

Die Bundesregierung hält den Vorschlag von Prof. Heimerl bezüglich 
einer Neubaustrecke im Korridor Stuttgart — Ulm — Augsburg für eine 
erwägenswerte Alternative. Sie geht davon aus, daß nach Würdigung aller 
entscheidungserheblichen Tatsachen eine zwischen den Beteiligten ein- 
vernehmlich getragene Lösung gefunden werden kann. 


69. Abgeordneter 

Antretter 

(SPD) 


70. Abgeordneter Hat die Landesregierung Baden-Württemberg 

Antretter der Bundesregierung oder dem Bundesbahnvor- 

(SPD) stand konkrete Vorschläge hinsichtlich der 

Trassenführung der Neubau -/Ausbaustrecke 
Stuttgart — Ulm — Günzburg unterbreitet? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom9. Juli 1990 

Das Land Baden- Württemberg hat am 24. Januar 1989 die Korridore auf 
der Grundlage des Untersuchungsberichtes der Deutschen Bundesbahn 
vorläufig bewertet, weil die entsprechende Stellungnahme der Deutschen 
Bundesbahn zu den Vorschlägen von Prof. Heimerl noch nicht vorlag. 
Unter diesem Vorbehalt hat sich das Land für einen viergleisigen Ausbau 
im Filstal ausgesprochen, jedoch die Deutsche Bundesbahn gebeten, sich 
mit der von Prof. Heimerl vertretenen Konzeption auseinanderzusetzen. 
Die Deutsche Bundesbahn hat ihre Meinungsbildung noch nicht abge- 
schlossen. 


Ist der Bundesregierung der Erfolg des 1/2 -Preis- 
Abonnements der Schweizerischen Bundesbah- 
nen (SBB) bekannt, beispielsweise die Zunahme 
des Personenverkehrs der SBB seit Einführung 
des 1/2-Preis-Abos 1987 um 22% und eine 
Ertragssteigerung der SBB um 13%, und wie 
beurteilt die Bundesregierung im Vergleich dazu 
die stagnierenden Beförderungszahlen im Per- 
sonennahverkehr der Deutschen Bundesbahn 
(DB)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 6. Juli 1990 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden Informationen zum Halb- 
preis-Abonnement der Schweizerischen Bundesbahnen (SBB) trifft es zu, 
daß die Personenkilometer (Pkm) um ca. 22,0% Zunahmen. Die SBB haben 
die zusätzliche Nachfrage im wesentlichen durch erhöhte Produktions- 
leistungen (Zugkm insgesamt + 12%) zum Fahrplanwechsel 1987 aufge- 
fangen. Zwar stieg der Ertrag absolut um ca. 13%, bezogen auf die Ver- 
kehrsleistung Pkm sank er jedoch um ca. 8%. 


71. Abgeordneter 
Conradi 
(SPD) 
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Der Schweizer Bund entschädigt die SBB für die als Folge der Tarifmaß- 
nahmen eingetretene Verschlechterung des Betriebsergebnisses. Eine 
Prognose der SBB vor Inkraftsetzung der Maßnahmen bezifferte den Aus- 
fall mit rund 40 Mio. Franken jährlich. Im Rahmen der Nachkalkulation hat 
sich herausgestellt, daß die Bundesleistungen über 100 Mio. Franken pro 
Jahr betragen müssen. 

Die Beförderungszahlen im Personennahverkehr der Deutschen Bundes- 
bahn (DB) haben sich 1987 bis 1989 wie folgt entwickelt: 

1987 865 Mio. Reisende 

1988 899 Mio. Reisende 

1989 911 Mio. Reisende 

Von einer Stagnation kann daher nicht die Rede sein. 


72. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei der Deutschen 

Conradi Bundesbahn (DB) die Einführung eines 1/2-Preis- 

(SPD) Abonnements entsprechend dem schweizeri- 

schen Modell einzuführen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 6. Juli 1990 

Über die Einführung eines Halbpreis-Abonnements entscheidet die DB 
eigenverantwortlich. 

Nach einer von mehreren Modellrechnungen der DB würde ein solcher 
Halbpreis-Paß in Anlehnung an das Schweizer „1/2-Preis- Abonnement" 
zu einer Steigerung der beförderten Personen von 3% und der Verkehrs- 
leistung (Pkm) von 5% führen. 

Die Modellrechnungen haben aber auch gezeigt, daß trotz erhöhter Ver- 
kehrsleistungen erhebliche Mindererlöse auf Grund der Fahrpreisermäßi- 
gung und der zusätzlichen Produktionskosten entstehen würden. Selbst- 
verständlich müssen bei allen Vergünstigungen dieser Art wie zum Bei- 
spiel auch bei der Einführung eines Sparpreises und des Super-Sparprei- 
ses die kapazitätsmäßigen Auswirkungen bei der Bahn beachtet werden. 


73. Abgeordneter 

Francke 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Welche Planungen verfolgt die Bundesregierung, 
gemeinsam mit den betroffenen Landesregierun- 
gen, zur Herstellung einer Eckverbindung 
zwischen der BAB Hamburg — Berlin und der 
BAB Hamburg — Lübeck? 


74. Abgeordneter 
Francke 
(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Innerhalb welches Zeitraumes ist mit der Reali- 
sierung einer derartigen Eckverbindung BAB 
Hamburg — Berlin und Hamburg — Lübeck zu 
rechnen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 6. Juli 1990 


Zwischen der Bundesregierung und der DDR-Regierung ist vereinbart 
worden, Ende 1991 einen gesamtdeutschen Verkehrswegeplan vorzu- 
legen. Die Arbeiten hierzu sind angelaufen. In die Untersuchungen für 
diesen Plan wird auch die in Ihrer Frage angesprochene Eckverbindung 
zwischen den Autobahnen Hamburg — Berlin (A 24) und Hamburg — 
Lübeck (A 1) einbezogen werden. Über den Zeitpunkt einer Realisierung 
dieses Projektes läßt sich beim derzeitigen Stand der Arbeiten noch keine 
Aussage treffen. Diese Frage hängt sowohl vom Bedarf für diese Maß- 
nahme, von der Dringlichkeitseinstufung als auch von den dann zur Ver- 
fügung stehenden Mitteln ab. 
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Welches sind die Gründe, weshalb die Deutsche 
Bundesbahn gerade jetzt, da viele Bürgerinnen 
und Bürger vom Auto aufs Fahrrad umsteigen, im 
Nahverkehr an Wochenenden nur noch selten 
Gepäckwagen mitführt, und ist sie bereit, auf die 
Deutsche Bundesbahn mit dem Ziel einzu wirken, 
diese Entscheidung im Interesse der Umwelt und 
der Bahnkunden zu korrigieren? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom9. Juli 1990 

Die Deutsche Bundesbahn hat die Mitnahmemöglichkeit für Fahrräder 
nicht eingeschränkt, sondern im Gegenteil erweitert. Mißverständnisse, 
die es diesbezüglich insbesondere in der Schwarzwaldregion gegeben 
hat, beruhen auf einem bedauerlichen technischen Versehen beim Druck 
des Kursbuches, wodurch die Kennzeichnung der Gepäckabteile zum Teil 
unterblieben ist. Die Deutsche Bundesbahn wird dies in der nächsten Aus- 
gabe korrigieren. 

Im Rahmen der Neuordnung des Gepäck- und Expreßgutverkehrs 
wurden zahlreiche, vorrangig für die Beförderung von Expreßgut vor- 
gehaltene Gepäckwagen entbehrlich; sie können seit Fahrplanwechsel 
Mai 1990 ausschließlich nach den Bedürfnissen der Reisenden mit Fahr- 
rädern eingesetzt werden. Die Deutsche Bundesbahn hat dies schwer- 
punktmäßig genutzt, ihr Angebot deutlich zu verbessern. Zudem bietet 
die Deutsche Bundesbahn im Nahverkehr seit 1. Juni 1990 unter Verzicht 
auf Ausschlußzeiten die Mitnahme von Fahrrädern in den Einstiegsräu- 
men fast aller Eil-, Nahverkehrs-, RegionalSchnellBahn-, RegionalBahn- 
und CityBahn-Zügen an. Sie stellt ihr Interesse am wachsenden Fahrrad- 
markt durch zahlreiche Investitionen zur Anpassung und Umrüstung der 
Nahverkehrsfahrzeuge an die Bedürfnisse der Fahrradreisenden unter 
Beweis. 

76. Abgeordneter Wie hoch waren die Entschädigungsansprüche 

Hinsken von Kunden der Deutschen Bundesbahn wegen 

(CDU/CSU) des nicht funktionierenden Stück gutverkehrs bis 

zum 31. Mai 1990, und wie werden dafür verant- 
wortliche Personen zur Rechenschaft gezogen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Knittel 
vom 9. Juli 1990 

In der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit war es nicht möglich, die 
Summe für alle Entschädigungsansprüche zu ermitteln sowie eine Ana- 
lyse der Gründe für die Entschädigungen (Lieferfristüberschreitung, 
Beschädigung und Verlust des Gutes) vorzunehmen, Folgende Angaben 
liegen vor: 

Die Entschädigungszahlungen bei Stückfracht im Zeitraum Januar bis 
Mai 1990 beliefen sich auf 9,746 Mio. DM; in demselben Zeitraum des Vor- 
jahres waren es 6,248 Mio. DM. 

Die Deutsche Bundesbahn hat die Stückgutkonzeption im Rahmen ihrer 
unternehmerischen Eigenverantwortung festgelegt. Folgerungen über 
Erfolg oder Mißerfolg hat - sobald die Umsetzung einen Stand erreicht hat, 
der eine entsprechende Beurteilung erlauben würde - der Vorstand der 
Deutschen Bundesbahn in unternehmerischer Verantwortung zu treffen. 


75. Abgeordnete 

Frau 

Hämmerle 

(SPD) 


77. Abgeordneter 
Weiss 
(München) 

(DIE GRÜNEN) 


Trifft es zu, daß von Sinus, Heidelberg, im Auftrag 
der Deutschen Bundesbahn (DB) eine Unter- 
suchung angefertigt worden ist über das 
Betriebsklima bei der DB und die Motivation der 
Mitarbeiter/innen bei der DB, und ist es weiter 
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richtig, daß diese Untersuchung zu dem Ergebnis 
kommt, daß das Betriebsklima äußerst schlecht 
ist, die Mitarbeiter/innen wenig motiviert und sehr 
unzufrieden sind mit dem Vorstand der Deut- 
schen Bundesbahn und der derzeitigen Ver- 
kehrspolitik in der Bundesrepublik Deutschland? 


78. Abgeordneter 
Weiss 
(München) 

(DIE GRÜNEN) 


Welche Konsequenzen wird die Bundesregie- 
rung bzw. die Deutsche Bundesbahn wann 
ziehen aus den Ergebnissen der Sinus- Studie? 


79. Abgeordneter 
Weiss 
(München) 

(DIE GRÜNEN) 

80. Abgeordneter 
Weiss 
(München) 

(DIE GRÜNEN) 


Wie soll die Motivation der Eisenbahner/innen 
wieder verbessert werden? 


Gedenkt die Deutsche Bundesbahn bzw. die 
Bundesregierung diese Studie - ähnlich wie die 
Prognos- Studien im Jahr 1986 - bis nach den 
Bundestagswahlen im Dezember 1990 unter 
Verschluß zu halten, bzw. wann wird diese Studie 
zugänghch sein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 11. Juli 1990 


Es trifft zu, daß die Deutsche Bundesbahn die Firma Sinus, Heidelberg, 
beauftragt hat, die Motivationslage und das Meinungsklima der Mitarbei- 
ter und Mitarbeiterinnen der Deutschen Bundesbahn zu untersuchen, um 
Lösungsansätze für Verbesserungen zu finden. Die Ergebnisse der Studie 
sind der Deutschen Bundesbahn erst vor kurzem vorgelegt worden; sie 
werden derzeit ausgewertet. Deshalb sind Bewertungen der Studie z. Z. 
noch nicht möglich. Die Studie wird nach Beteiligung der Personal Vertre- 
tung der Deutschen Bundesbahn untemehmensintern frei zugänghch 
sein. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


81. Abgeordneter Ist die Bundesregierung mit der Umsetzung der 

Baum Selbstverpflichtung von Batterieherstellern und 

(FDP) Einzelhandel vom 9. September 1988 über Batte- 

rien (Kennzeichnung, Rücknahme, Aufarbei- 
tung; Senkung der Schadstoff gehalte, geordnete 
Entsorgung) zufrieden, und hält die Bundesregie- 
rung die Einführung eines Pfandes für solche 
Batteriearten für notwendig, bei denen die ange- 
strebten Ziele offenbar nicht erreicht werden 
konnten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 12. Juli 1990 

Eine abschließende Bewertung der Effizienz der Vereinbarung über die 
Entsorgung von Altbatterien ist der Bundesregierung noch nicht möglich. 
Zwei Studien, die zu diesem Zweck in Auftrag gegeben wurden, werden 
voraussichtlich im Herbst erste Ergebnisse liefern. 
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Folgendes zeichnet sich allerdings schon jetzt ab: 

— Die Senkung des Quecksilbergehaltes in Alkali- Man gan- und z. T. 
auch in Zink-Kohle-Batterien wird über die vereinbarten Werte (0,1% 
in 1990) hinaus erfüllt. Der (geringe) Cd-Gehalt in Zink-Kohle-Batte- 
rien (1 t/a) ist fortgefallen. 

— Die Kennzeichnung mit dem ISO-Zeichen wird zumindest zum großen 
Teil durchgeführt; ob umfassend, wird noch untersucht. 

— Die Aufarbeitung von Nickel- Cadmium- Akkumulatoren findet bei 
Lyon/Frankreich durch die Fa. S.N.A.M. statt; die von quecksilberhalti- 
gen Knopfzellen in Lübeck (Nordische Qüecksilber-Rückgewinnungs 
GmbH). Zahlenwerte liegen nicht vor. 

— Die Rücknahmebereitschaft der Händler ist einer Marktuntersuchung 
des Einzelhandelsverbandes zufolge gut. Vereinzelt ergeben sich den- 
noch Schwierigkeiten bei der Entsorgung, was“ auf eine mangelnde 
Getrennthaltung der einzelnen Batteriesorten sowohl beim Verbrau- 
cher wie auch beim Händler zurückzuführen ist. 

Vor diesem Hintergrund sowie unter Berücksichtigung der vom EG-Mini- 
sterrat (Umwelt) am 7. Juni 1990 angenommenen EG-Richtlinie „Betref- 
fend gefährliche Stoffe enthaltende Batterien" prüft die Bundesregierung 
derzeit, inwieweit durch Maßnahmen nach § 14 Abfallgesetz besondere 
Rücknahmepflichten vorzusehen sind. Dabei wird auch zu prüfen sein, ob 
die Einführung eines Pfandes für Gerätebatterien zielführend sein kann, 
oder ob dies nicht - vor allem in grenznahen Bereichen ~ zu Wett- 
bewerbsproblemen führt. 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
eine Volldeklaration aller Inhaltsstoffe von 
Waschmitteln nach Art und Menge der Verbrau- 
cherinformation am besten dient, und welche 
Schritte unternimmt die Bundesregierung, damit 
alle ökologischen Produktdaten für den Verbrau- 
cher ohne weiteres erkennbar auf den Waschmit- 
telverpackungen angegeben sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 6. Juli 1990 

Die Bundesregierung hat 1987 den Entwurf zu einer Verordnung über die 
Beschriftung der Verpackungen von Wasch- und Reinigungsmitteln vor- 
gelegt. Mit dieser Verordnung sollten dem Verbraucher Informationen 
über die umweltrelevanten und andere wichtige Stoffe und Stoffgruppen 
gegeben werden, die mit Wasch- und Reinigungsmitteln in die Umwelt, 
insbesondere ins Abwasser und damit zum Teil auch in die Gewässer, 
gelangen. Da die Inhaltsstoffe zum Teil komplizierte chemische Namen 
besitzen, waren die meisten Stoffe zu sinnvollen Gruppen zusammen- 
gefaßt worden, die deklariert werden sollten. 

Die Bundesregierung hatte diesen Verordnungsentwurf im Frühjahr 1987 
bei der EG-Kommission notifiziert. Durch Einsprüche der EG-Kommission 
und mehrerer Mitgliedstaaten wurde der Verordnungsentwurf mit Hin- 
weis auf ein mögliches Handelshemmnis blockiert. Auf Drängen der 
Bundesregierung verpflichtet sich die Kommission jedoch, den Vorschlag 
für eine EG-einheitliche Regelung zu erarbeiten. 

Die EG-Kommission hat dann am 13. September 1989 eine Empfehlung 
über die Kennzeichnung von Wasch- und Reinigungsmitteln 
(89/542/EWG) herausgegeben. Diese Empfehlung geht in wesentlichen 
Teilen auf Anregungen der Bundesregierung zurück. 

Die von der Empfehlung betroffenen europäischen Industrieverbände 
haben deren Umsetzung bis zum 15. Oktober 1990 zugesagt. 


82. Abgeordneter 
Baum 
(FDP) 
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Die Kennzeichnungsempfehlung sieht die Angabe bestimmter besonders 
umweltrelevanter Inhaltsstoffe bzw. -stoffgruppen und von Massen- 
anteilsbereichen vor, außerdem wasserhärteabhängige, abgestufte Dosie- 
rungsempfehlungen zu einem gewässerschonenden Umgang. 

Auf Grund dieser Empfehlung wird erstmals eine EG- einheitliche Kenn- 
zeichnung von Wasch- und Reinigungsmitteln eingeführt. In mehreren 
Mitgliedstaaten wurden dem Verbraucher bisher überhaupt keine 
Inhaltsstoffangaben mitgeteüt, so daß die neue Regelung eine beträcht- 
liche Verbesserung in der Gemeinschaft darstellt. 

Eine weitere Präzisierung und Erweiterung der Inhaltsstoffe erscheint 
wünschenswert. Zunächst sind aber die Erfahrungen mit der EG-Empfeh- 
lung abzuwarten. 

Angaben zur Umweltverträglichkeit sind umfangreich und komplex. Aus 
fachlicher Sicht müssen diese Angaben auf das angewandte Testverfah- 
ren bezogen sein, um beispielsweise eine mißverständliche oder auch irre- 
führende Werbung mit solchen Angaben zu unterbinden. 

Für den Verbraucher sind solche notwendigerweise differenzierenden 
Angaben zur Umweltverträglichkeit nicht ohne weiteres verständlich und 
deutbar im Sinne einer Produkt- bzw. Stoffbewertung. 

Die Anforderungen zur Umweltverträglichkeit von Wasch- und Reini- 
gungsmitteln sollen deshalb u. a. über ein Umweltzeichen präzisiert 
werden. Der Vor-Entwurf für ein Umweltzeichen für Waschmittel wurde 
vom Umweltbimdesamt vor kurzem fertiggestellt und dem Institut für 
Gütesicherung und Kennzeichnung e. V. (RAL) zur Anhörung der Betrof- 
fenen übersandt. 


83. Abgeordnete 

Frau 

Blunck 

(SPD) 


Mit welchen konkreten Maßnahmen beabsichtigt 
die Bundesregierung angesichts des drohenden 
Entsorgungsnotstandes eine drastische Reduzie- 
rung von Plastik- und Einweggeschirr - nament- 
hch im Fast-Food-Bereich - herbeizuführen? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 6. Juli 1990 


Die immer drängender werdenden Entsorgungsprobleme erfordern 
rasche Maßnahmen der Abfallvermeidung und Abfallverwertung zuerst 
und vor allem bei den mengenrelevanten Abfallarten. 

Dies betrifft z. B. die etwa 220 Mio. t Abfälle aus der Bauwirtschaft (Bau- 
schutt, Baustellenabfälle, Erdaushub, Straßenaufbruch), von denen heute 
erst etwa 70 Mio. t verwertet werden, daneben aber auch Papierabfälle 
und Verpackungsabfälle, die jeweils in einer Größenordnung von etwa 
5 Mio. t/a entsorgt werden müssen. 

Mit der Vorlage von Entwürfen für Zielfestlegungen zur Verwertung von 
Baureststoffen sowie zur Altpapierverwertung hat die Bundesregierung 
richtungsweisende Schritte zur Bewältigung der Mengenproblematik ein- 
geleitet. Eine weitere wichtige Maßnahme stellt der am 11. Juni 1990 vom 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit vorge- 
legte Entwurf einer Verordnung zur Vermeidung von Verpackungsabfäl- 
len dar. 

Dieser Entwurf erfaßt auch die auf einige 10000 t/a geschätzte Menge an 
Einweggeschirr. Verpackungen und auch Einweggeschirr müssen 
danach - soweit sie nicht mehrfach verwendbar sind - stofflich oder ther- 
misch verwertbar sein, grundsätzlich vom Vertreiber zurückgenommen 
werden und außerhalb der öffentlichen Abfallentsorgung einer Verwer- 
tung zugeführt werden. Es ist davon auszugehen, daß hierdurch nicht nur 
die großen Mengen an Verpackungsmüll reduziert werden, sondern auch 
der zwar kleinere, aber doch ärgerliche Teilbereich des Einweggeschirrs. 


40 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7573 


Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 
für die Verwendung von Einweggeschirren eine 
besondere Abgabe einzuführen, um damit einen 
Anreiz zur stärkeren Nutzung von Mehrweg- 
geschirren zu schaffen? 

Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 6. Juli 1990 

Nein. 

Siehe dazu Antwort auf Frage 83. 


84. Abgeordnete 

Frau 

Blunck 

(SPD) 


85. Abgeordnete 

Frau 

Blunck 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Initiativen 
der Städte Aschaffenburg und Nürnberg durch 
entsprechende Abfallwirtschaftssatzungen bei 
Veranstaltungen auf öffentlichen Straßen, 
Wegen und Plätzen, die Ausgabe von Speisen 
und Getränken nur in pfandpflichtigen, wieder- 
verwendbaren Verpackungen und Behältnissen 
zuzulassen, und ist die Bundesregierung gege- 
benenfalls bereit, diese Initiativen dergestalt zu 
unterstützen und aktiv zu fördern, daß sie auch 
bundesweit Geltung erlangen? 


86. Abgeordnete 

Frau 

Blunck 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, den Städten und 
Gemeinden eine stärkere Nutzung des kommu- 
nalen Satzungsrechts zur Abfallvermeidung zu 
empfehlen und gegebenenfalls durch Zuschüsse 
die Einrichtung von kostenlosen Entleihdiensten 
für Mehrweggeschirre zu fördern? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 6. Juli 1990 


Zur rechtlichen Beurteilung wird auf die Antwort der Bundesregierung 
vom 19. September 1989 auf die schriftliche Frage 55 des Abgeordneten 
Esters zur Zulässigkeit eines kommunalen Verbots von Plastiktrage- 
taschenverwiesen (Drucksache 11/5284). 

Darüber hinaus begrüßt es die Bundesregierung sehr, wenn Gemeinden 
im Rahmen ihrer eigenen Veranstaltungen auf den Einsatz wiederver- 
wendbarer Behältnisse für Speisen und Getränke hinwirken. Sie weist auf 
ihr bekanntgewordene lobenswerte Beispiele von Bürgerinitiativen hin, 
die sich zum Zwecke des Geschirrspülens bei derartigen Gelegenheiten 
gebildet haben und durch ihren ehrenamtlichen und unentgeltlichen Ein- 
satz einen praktischen und wirkungsvollen Beitrag zum Schutz der 
Umwelt leisten. Sie empfiehlt derartige Initiativen zur Nachahmung. 
Schließlich unterstützt die Bundesregierung die vielfältigen Bemühungen 
der Gemeinden, durch Abfallberatung verstärkt Bürgern und Unterneh- 
men Möglichkeiten zur Vermeidung und Verwertung von Abfällen aufzu- 
zeigen. Im übrigen geht sie davon aus, daß mit der erwähnten Verordnung 
über die Vermeidung von Verpackungsabfällen demnächst bundesweit 
ein wirksames Instrument zum Abbau von Übermaß auch bei Einweg- 
geschirr zur Verfügung steht. 


87. Abgeordnete 

Frau 

Hensel 

(DIE GRÜNEN) 


Hält es die Bundesregierung für möglich und für 
erforderlich, den bundesdeutschen Altpapier- 
markt zu stützen und zu sichern, indem sie Maß- 
nahmen ergreift, die zur Verhinderung oder Ver- 
ringerung von Altpapierimport aus EG- und 
Nicht-EG-Staaten führen? 
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88. Abgeordnete 

Frau 

Hensel 

(DIE GRi/NEN) 


Da nach den Angaben des Bundesverbandes 
Papierrohstoffe e. V. „der Exportmarkt für bun- 
desdeutsche Altpapiermengen eine wichtige 
Ventilfunktion zur Regulierung von Angebot und 
Nachfrage im Inland hat" und von einem Export- 
überschuß 1989 von 550000 Tonnen spricht, frage 
ich die Bundesregierung, welche Möglichkeiten 
sie sieht, die Schwankungen des Alt- 
papiermarktes aufzufangen, da eine marktwirt- 
schaftliche Regulierung, wie oben aufgeführt, 
offensichtlich nicht möglich ist? 


89. Abgeordnete 

Frau 

Hensel 

(DIE GRÜNEN) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, den Einsatz von Altpapier im Produktions- 
bereich drastisch zu steigern über den Rahmen 
von Zielfestlegungen hinaus, die bekannterweise 
nur eine Empfehlung für die Papierindustrie dar- 
stellen können? 


90. Abgeordnete 

Frau 

Hensel 

(DIE GRÜNEN) 


Wenn die Bundesregierung in der Beantwortung 
der Kleinen Anfrage (Drucksache 11/7238) selbst 
von einer „stärkeren Verwirklichung des Verur- 
sacher- und Vorsorgeprinzips" spricht, wie sieht 
sie in diesem Zusammenhang die Möglichkeit, 
„Nachfrage- Anreize" zu schaffen, um so zu 
einem Abbau von „Angebots-Überhängen" zu 
kommen? 


Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 6. Juli 1990 


Ihre schriftlichen Fragen sprechen gegenüber der Kleinen Anfrage der 
Fraktion DIE GRÜNEN „Preissturz und Absatzstau auf dem Altpapier- 
markt" (Drucksache 11/7040) keine grundsätzlichen neuen inhaltlichen 
Gesichtspunkte an. Auf die Antwort der Bundesregierung vom 28. Mai 
1990 (Drucksache 11/7238) wird deshalb verwiesen. 

In den Jahren 1987 bis 1989 stieg das Altpapieraufkommen in der Bundes- 
republik Deutschland von 5,1 Millionen Tonnen auf 5,6 Millionen Tonnen 
um ca. 10%. Im gleichen Zeitraum nahmen die Altpapier ausfuhren um 
25% zu. Im Import/Export- Saldo ist sogar eine 30%ige Steigerung der 
Ausfuhrüberschüsse zu verzeichnen. Die Zahlen machen deutlich, daß in 
erster Linie das schnell gestiegene Sammelaufkommen im Inland einen 
erhöhten Exportdruck erzeugt hat, da der Bau zusätzlicher Verarbeitungs- 
kapazitäten auf Grund der hohen technischen und finanziellen Aufwen- 
dungen längere Zeiträume beansprucht und dementsprechend hier nicht 
so schnell reagiert werden kann. 

Ergänzend dazu nehme ich wie folgt Stellung: 

Aus den Marktberichten des Bundesverbandes Papierrohstoffe geht her- 
vor, daß die Lagerbestände bei den Altpapierhändlern sich auf einem 
hohen Niveau stabilisiert haben und zum Teil auch schon wieder verrin- 
gert werden konnten. Mit der Inbetriebnahme weiterer Altpapierver- 
arbeitungskapazitäten im Herbst d. J. ist mit einer zusätzlichen Auswei- 
tung der Altpapiernachfrage im Inland zu rechnen. Über wesentliche 
Fehlleitungen von Altpapier in Müllverbrennungsanlagen liegen der 
Bundesregierung keine Informationen vor. 

Der Entwurf von Zielfestlegungen zur Vermeidung, Verringerung oder 
Verwertung von Abfällen aus Papier wurde vom Bundesminister für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit zwischenzeitlich den betei- 
ligten Kreisen zur Stellungnahme zugeleitet. Die gemäß § 16 Abfallgesetz 
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(AbfG) erforderliche Anhörung ist für die erste Augusthälfte d. J. vorge- 
sehen. Ehe weitere über den Rahmen von Zielfestlegungen hinaus- 
gehende Maßnahmen ergriffen werden, sollte unter Beachtung des in § 14 
Abs. 2 AbfG verankerten Kooperationsprinzips zunächst die Reaktion der 
betroffenen Wirtschaftskreise auf den Entwurf der Zielfestlegungen abge- 
wartet werden. 


91. Abgeordneter Wie lauten die derzeit gültigen Bau- und 

Dr. Kübler Betriebsgenehmigungen in den Kernkraftwerks- 

(SPD) Projekten beziehungsweise Kernkraftwerken in 

der DDR, und wie unterscheiden sich diese von 
den bundesdeutschen Vorschriften? 

Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 11. Juli 1990 

Nach Angaben des Staatlichen Amts für Atomsicherheit und Strahlen- 
schutz (SAAS) der DDR bestehen in d^r DDR gemäß Kernanlagen-Geneh- 
migungsanordnung (KAGAO vom 21. Juni 1979 GBl. I Nr. 21 S. 198) 
folgende Genehmigungen für Kernkraftwerke bzw. Kernkraftwerks- 
projekte: 

1. Genehmigungen zum Dauerbetrieb - § 7 der ICAGAO 

— KKW Rheinsberg 
— KKW Greifswald Blöcke 1 bis 4 
— Rossendorfer Forschungsreaktoren (RFR) 

— Rossendorfer Ringzonenreaktor (RRR) 

— Ausbildungsreaktor ( AKR) der TU Dresden 
— Zittauer Lehr- und Forschungsreaktor (ZLFR) der TH Zittau 

2. Genehmigung zur Inbetriebnahme (Probebetrieb) - § 6 der KAGAO 
- KKW Greifswald Block 5 

3. Genehmigungen zur Errichtung - § 5 der KAGAO 

— KKW Greifswald Blöcke 6 bis 8 
~ KKW Stendal Blöcke 1 bis 2 

Die o. a. Genehmigungen sind auf der Grundlage des in der Vergangen- 
heit in der DDR geltenden Rechts erteilt worden. Inwieweit sich diese 
materiellen Anforderungen von den in der Bundesrepublik Deutschland 
geltenden Vorschriften unterschieden haben, wird im Hinblick auf die 
umfangreiche Regelungsmaterie gerade auch unterhalb der Gesetzes- 
ebene derzeit untersucht. 

Unbeschadet der Genehmigungsfrage hat das Sofortprogramm zur 
Sicherheitsüberprüfung der Blöcke 1 bis 4 des Kernkraftwerks Greifswald 
im Rahmen der atomrechtlichen Aufsichtsverfahren zu der Entscheidung 
geführt, die Anlagen vorsorglich abzuschalten; im Anschluß daran 
werden zunächst der in Probebetrieb befindliche Block 5 des Kernkraft- 
werks Greifswald und dann die in Bau befindlichen Kernkraftwerke 
(Blöcke 6 bis 8 Greifswald, Blöcke 1 und 2 Stendal) einer Sicherheitsüber- 
prüfung unter Beteiligung von Sachverständigen aus der Bundesrepublik 
Deutschland unterzogen. 


92. Abgeordneter Wie verhält sich die Bundesregierung zum 

Dr. Kübler Weiterbau von Kernkraftwerken in der DDR nach 

(SPD) Inkrafttreten des Umweltrahmenabkommens, 

durch das die §§ 7, 7a und 7b des bimdesdeut- 
schen Atomgesetzes in der DDR Gültigkeit erlan- 
gen? 
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Antwort des Staatssekretärs Stroetmann 
vom 11. Juli 1990 

Eine Inbetriebnahme der in Bau befindlichen Kernkraftwerke in der DDR 
ist nach Inkrafttreten des Atomrechts der Bundesrepublik Deutschland 
zum 1. Juli 1990 nur möglich, wenn diese Anlagen zu diesem Zeitpunkt 
dessen Genehmigungsvoraussetzungen erfüllen. 

93. Abgeordneter Kann die Bundesregierung ausschließen, daß 

Wüppesahl Risse, wie sie in den Reaktordruckbehältern 

(fraktionslos) zweier Reaktoren der USA aufgetreten sind, auch 

in den Reaktordruckbehältern bundesdeutscher 
Siedewasserreaktoren auftreten können, und auf 
welche technischen Besonderheiten des Materi- 
als, der Verarbeitung und der fortlaufenden 
Prüfung gegenüber den US-amerikanischen 
Reaktoren begründet sich ihre Annahme? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 6. Juli 1990 

Nach bisher vorliegenden Informationen sind die Ultraschall-Anzeigen 
am Reaktordruckbehälter-Deckel des amerikanischen Siedewasserreak- 
tors Fitzpatrick auf Fertigungsfehler beim Zusammenschweißen der Dek- 
kelsegmente zurückzuführen. Bei den Rissen am Reaktordruckbehälter- 
Deckel des amerikanischen Siedewasserreaktors Quad Cities handelt es 
sich nur teilweise um Herstellungsfehler, die Mehrzahl der Befunde sind 
Oberflächenrisse an der Plattierung des Deckels, verursacht durch Span- 
nungsrißkorrosion. 

Hinsichtlich der Bedeutung dieser Befunde für die in Betrieb befindlichen 
Reaktordruckbehälter in der Bundesrepublik Deutschland ist folgendes 
festzustellen: 

— Fertigungsfehler an den Schweißnähten der Reaktordruckbehälter 
werden bei der Basisprüfung der Behälter sicher erkannt und behoben. 
Durch wiederkehrende Prüfungen in ausreichend kurzen Zyklen ist 
sichergestellt, daß auch denkbares Fehlerwachstum oder Fehlerent- 
stehung im Betrieb rechtzeitig erkannt wird. 

— Fertigungsfehler an der Plattierungsoberfläche der Behälter werden 
durch ein spezielles Prüfverfahren (Farbeindringprüfung) bei der 
Basisprüfung erfaßt und dann ggf. behoben, 

— In der Bundesrepublik Deutschland werden für die Plattierung der 
Reaktordruckbehälter Werkstoffe eingesetzt, die gegen die in den USA 
beobachtete interkristalline Spannungsrißkorrosion beständig sind. 
Die Korrosionsbeständigkeit der Plattierungswerkstoffe ist durch Kor- 
rosionsversuche nachgewiesen. Daher sind Rißbildungen durch inter- 
kristalline Spannungsrißkorrosion bei den deutschen Leichtwasser- 
reaktoren nicht zur erwarten und bisher auch in keinem Fall festgestellt 
worden. 

Eine Übertragbarkeit der Befunde an den Reaktordruckbehälter-Deckeln 
der beiden amerikanischen Siedewasserreaktoren auf deutsche Anlagen 
ist daher nicht gegeben. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Post 
und Telekommunikation 

94. Abgeordneter Aus welchen Gründen plant die Deutsche Bun- 

Such despost, von dem den Funkamateuren durch die 

(DIE GRÜNEN) Internationale Fernmeldeunion zugewiesenen 

70 cm-Amateur-Funkband 2 MHz abzutrennen, 
und welche Bereichen des kommerziellen Funk- 
dienstes sollen diese 2 MHz zur Nutzung überlas- 
sen werden? 
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Antwort des Staatssekretärs Görts 
vom 10. Juli 1990 

Der Bundesminister für Post und Telekommunikation hat am 15. Februar 
1990 ein erstes Verbandsgespräch mit dem Vorstand des Deutschen 
Amateur-Radio- Clubs e. V. (DARC) geführt. Bei dieser Gelegenheit 
wurde - u. a. ausgelöst durch den Wunsch des DARC nach Zuweisung 
eines zusätzlichen Spektrums für die Funkamateure - auch die Frage 
einer möghchen Neuverteilung des Frequenzbereichs 430 — 440 MHz 
angesprochen. 

Damit sollten Überlegungen angeregt werden, durch die Verlagerung von 
Aktivitäten des Amateurfunks in andere Bereiche, dem sich dynamisch 
entwickelnden Mobilfunk im 400 MHz-Bereich zusätzhch etwa 2 MHz 
(entsprechend 20% des 70 cm-Amateurfunkbereichs) zur Verfügung zu 
stellen. 

Es handelt sich hierbei um Vorüberlegungen in Richtung einer optimier- 
ten Nutzung dieses wichtigen Frequenzteilbereiches. 

Der Vorstand des DARC wurde gebeten, hierzu seine Meinung zu bilden 
und diese beim nächsten Verbandsgespräch im Juli 1990 vorzutragen. 


95. Abgeordneter 

Such 

(DIE GRÜNEN) 


Ist die Bundesregierung bereit, zugunsten der 
Amateurfunker auf die Deutsche Bundespost mit 
dem Ziel einzuwirken, diese Planung nicht zu 
verwirklichen, oder aus welchen Gründen ist sie 
dazu nicht bereit? 


Antwort des Staatssekretärs Görts 
vom 10. Juli 1990 

Der Bundesminister für Post und Telekommunikation beabsichtigt, die 
Angelegenheit auf der Basis eines breiten Konsenses und unter Einbezie- 
hung volkswirtschaftlicher Aspekte zu lösen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


96. Abgeordneter Wie viele der 1990 von 0,2 auf 0,82 Mio. DM 

Reschke erhöhten Mittel des Bundesministeriums für Raum- 

(SPD) Ordnung, Bauwesen und Städtebau für Öffent- 

lichkeitsarbeit sind im ersten Halbjahr 1990 
bereits ausgegeben worden? 


Antwort des Staatssekretärs von Loewenich 
vom 7. Juli 1990 

Der Deutsche Bundestag hat für die Aufklärung und Beratung der Bürger 
in aktuellen wohnungspolitischen Fragen im Haushalt 1990 Mittel in Höhe 
von 8,0 Mio. DM bereitgestellt. Davon sind im 1. Halbjahr 4,9 Mio. DM 
ausgegeben worden. 


97. Abgeordneter 
Reschke 
(SPD) 


Wie viele dieser Mittel sollen im letzten Quartal 
1990 und für welchen Zweck ausgegeben wer- 
den? 
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Antwort des Staatssekretärs von Loewenich 
vom 7. Juli 1990 

Nach heutigem Abrechnungsstand ist damit zu rechnen, daß im letzten 
Quartal Mittel in Höhe von 1,5 Mio. DM ausgegeben werden, und zwar 
sowohl für Maßnahmen, die bereits jetzt durchgeführt, aber erst später 
abgerechnet werden, wie z. B. die regionale Informations- Aktion, als auch 
für Informationsmaterial, das sich derzeit noch in Vorbereitung befindet. 

Die derzeit noch nicht vertraglich gebundenen Mittel von rd. 0,9 Mio. DM 
sind u. a. für den Druck von Informationsmaterial zu den Themen Miet- 
wohnungsbau mit staathcher Hilfe, Wohnungsbau-Erleichterungsgesetz, 
kosten- und flächensparendes Bauen und Mieterschutz beim Wohnungs- 
verkauf vorgesehen. 


98. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Weiermann öffentliche Verwaltung und Unternehmen in 

(SPD) Gebieten mit Wohnungsmangel aktiv Maßnah- 

men zur Vergrößerung des Wohnungsangebotes 
für ihre Mitarbeiter ergreifen sollten? 

Antwort des Staatssekretärs von Loewenich 
vom 11. Juli 1990 

Die Frage läßt sich nicht generell beantworten. Es ist Sache der verschie- 
denen öffentlichen Dienstherren und Arbeitgeber, autonom darüber zu 
entscheiden, ob sie Maßnahmen der Wohnungsfürsorge für ihre Bedien- 
steten ergreifen wollen, ggf. in welchem Umfang und nach welchen 
Grundsätzen. Solche Maßnahmen sind nicht Instrumente der Wohnungs- 
politik; sie dienen vielmehr primär der Gewinnung geeigneter Mitarbeiter 
und der Fürsorge für sie. 


99. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung bisher in dieser 

Weiermann Richtung untemonunen? 

(SPD) 

Antwort des Staatssekretärs von Loewenich 
vom 11. Juli 1990 

Für das Haushaltsjahr 1990 stehen für Wohnungsfürsorgezwecke Haus- 
haltsmittel in Höhe von insgesamt 44 Mio. DM zur Verfügung. Im Regie- 
rungsentwurf des Bundeshaushaltsplans für 1991 sind dafür 130 Mio. DM 
vorgesehen. Diese Mittel werden für die Förderung des Neubaus von 
Mietwohnungen, für die Gewährung von Familienheimdarlehen sowie 
zum Erwerb oder Verlängerung von Belegungsbindungen zur Verfügung 
gestellt. Zusätzlich stellen im Jahre 1990 die Deutsche Bundespost 
391 Mio. DM und die Deutsche Bundesbahn 37,8 Mio. DM für entspre- 
chende Maßnahmen zur Verfügung. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft 


100. Abgeordneter 

Wolfgramm 

(Göttingen) 

(FDP) 


Wird nach Auffassung der Bundesregierung in 
den Schulen und anderen Einrichtungen Um- 
weltwissen (insbesondere auch biologische 
Grundkenntnisse) in ausreichendem Maße ver- 
mittelt, und falls nicht, welche Verbesserungs- 
möglichkeiten sieht die Bundesregierung? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Schaumann 
vom 9. Juli 1990 

Angesichts der Dimensionen der Umweltproblematik müssen nach Auf- 
fassung der Bundesregierung Inhalte und Umfang der gegenwärtigen 
Umweltbildung in allen Stufen des Bildungswesens weiter verbessert 
werden. 

Hierzu trägt der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft auf der 
Grundlage des „Arbeitsprogramm Umweltbildung des Bundesministe- 
riums für Bildung und Wissenschaft" vom August 1987 im Rahmen seiner 
Zuständigkeit durch zahlreiche Maßnahmen bei, u. a. -. 

1. Einrichtung eines Förderschwerpunkts Umwelterziehung in der Bund- 
Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung 
(1987) und Förderung von zur Zeit rund 20 Modellversuchen in Kinder- 
gärten und Schulen, Betrieben, Hochschulen und Weiterbildungsein- 
richtungen; Koordinierung, Auswertung und Verbreitung der Ver- 
suchsergebnisse. 

2. Einbringung des Entwurfs für ein Gesamtkonzept Umweltbildung in 
die Beratungen der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
und Forschungsförderung; Parallele zu den Konzepten musisch-kultu- 
relle Bildung und informationstechnische Bildung; Ausrichtung auf alle 
ökologischen Einflußbereiche (von Atmosphäre bis Lebensmittel) und 
alle Anwendungsfelder (von Haushalt bis Tourismus). 

3. Förderung von Forschungsvorhaben und Fachtagungen im Rahmen 
der Ressortforschung. Unter den rund 20 laufenden Vorhaben ragt her- 
vor die im August 1990 vorliegende Empfehlung zur Umsetzung der 
Vorschläge der Bundestags-Enquete-Kommission „Vorsorge zum 
Schutz der Erdatmosphäre" in den gesamten Bildungsbereich (Schule, 
Berufsbildung, Hochschule, Weiterbildung). 

4. Modernisierung der Ausbildungsordnungen in der berufUchen Bildung 
auf der Grundlage eines Beschlusses des Hauptausschusses des 
Bundesinstituts für Berufsbildung vom Februar 1988. 

5. Einrichtung eines Wettbewerbs für Schüler zur praktischen Beschäfti- 
gung mit Umweltproblemen; eine Vorphase hat das Institut für die 
Pädagogik der Naturwissenschaften in Kiel erfolgreich abgeschlossen. 

6. Förderung von Vorhaben mit Umweltbezug im Rahmen der Hochschul- 
rahmenplanung (Artikel 91a Grundgesetz, Hochschulbauförderungs- 
gesetz). 

7. Veröffentlichungen des Bundesministeriums für Bildung und Wissen- 
schaft mit breiter Streuung, unter anderem: 

— „Zukunftsaufgabe Umweltbildung" , Reihe Aktuell 6/89 

— „Umweltbildung in der EG", Dokumentation einer internationalen 
Fachtagung und Ergebnisse einer Umfrage, Reihe Studien Band 79 

— „Umweltbezogene Bildungsangebote an Hochschulen ausgewähl- 
ter Länder", Zusammenfassung eines dreibändigen Berichts des 
Instituts für Europäische Umweltpolitik, Bonn, Reihe Studien 
Band 80 

8. Herausgabe eines Umwelt-Lesebuchs zur breiten Vermittlung von 
neuen Erkenntnissen der Umweltforschung; Sammlung und redaktio- 
nelle Bearbeitung der Texte seitens des Deutschen Forschungsdien- 
stes, Bonn. 

9. Zusammenarbeit mit dem Bundesminister für Forschung und Techno- 
logie und dem Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit sowie mit internationalen Organisationen (z. B. der 
UNESCO) zum Zweck der Verknüpfung von Umweltforschung mit 
Umweltbildung sowie der Verstärkung interdisziplinärer Ansätze und 
der Praxisbezüge von entsprechenden Vorhaben. 
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Für eine wünschenswerte weitere Ausdehnung der Aktivitäten und Maß- 
nahmen zur Umweltbildung wird es wichtig sein, daß die in Gründung 
begriffene „Deutsche Stiftung Umwelt" einen Schwerpunkt ihres noch zu 
beschließenden Arbeitsprogramms auf die Umweltbildung legt und einen 
maßgeblichen Teil der künftig verfügbaren Mittel für entsprechende Vor- 
haben verwendet. 


Geschäftsbereich des Bundesministers 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 


101. Abgeordneter Wann und auf welche Weise wird die Bundes- 

Dr. Osswald regierung dem heutigen Südost-Teil der neuen 

(SPD) Republik Jemen, d, h. dem ehemaligen Süd- 

Jemen, die diesem seit 1977 zugesagten Entwick- 
lungshilfemittel in Höhe von 10 Mio. DM zukom- 
men lassen, nachdem die Gründe für die bis- 
herige Nichtauszahlung gegenstandslos gewor- 
den sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Repnik 
vom 4. Juli 1990 

Die Bundesregierung wird mit der Regierung der Republik Jemen als 
Rechtsnachfolgerin der ehemaligen Demokratischen Volksrepublik 
Jemen (DVRJ) bei den bevorstehenden Regierungsverhandlungen auch 
über die Verwendung der früher der DVRJ in Aussicht gestellten Entwick- 
lungshilfemittel sprechen. Beim Einsatz der Mittel werden die im Rahmen 
der Finanziellen Zusammenarbeit üblichen Kriterien (u. a. Vorliegen eines 
geeigneten Projektes, positives Ergebnis der Projektprüfung, Abschluß 
eines völkerrechtlich verbindlichen Abkommens) Anwendung finden. 


Bonn, den 13. Juli 1990 
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